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FACHZEITSCHRIFT DES ZENTRALVERBANDES DER ANGESTELLTEN

Berlin SO 36, Oranienstr. 40/41 Erscheint halbmonatlich

Nummer 23 1. Dezember 1929 35. Jahrgang

Zur Apothekenreform.
Von Dr. Julius Moses,

I.

Gegenwärtig
werden in Deutschland, vor¬

nehmlich in Preußen, eine Anzahl von

Apothekenbetriebsmöglichkeiten unterschieden:

1. die vererblichen veräußerlichen Exklusiv-

rechte,

2. die selbständigen Gerechtigkeiten, gleich¬
falls veräußerliche Privilegien,

3. subjektiv-dingliche Apothekenrechte, die

Bestandteile des Grundstücks und mit die¬

sem verbunden sind,

4. die sogenannten verkäuflichen vererblichen

Konzessionen, dia sich jedoch nur als

persönliche Rechte darstellen, denen aber

in den verschiedeisten Gegenden Deutsch¬

lands, u. a. in Preußen, das Recht, den

Nachfolger zu bestimmen, zusteht,

5. die rein persönlichen, unvererblichen und

unveräußerlichen Personalkonzessionen, bei

denen die Präsentation cles Nachfolgers

nicht gestattet ist,

6. die Gemeinde-Apotheke, z. \\. in Hessen.

Diese Buntscheckigkeit ist das Ergebnis der

geschichtlichen Entwicklang, die das Apotheken¬
wesen, abseits vom Strome der Zeit, unter still¬

schweigender Duldung der Behörden nehmen

konnte. In Preußen waren bis zum Jahre 1810

die verschiedensten erwähnten Formen des

Apothekenprivilegs die ausschließliche Grund¬

lage des Gewerbes. In der Revidierten Apo-
thekenbetriebsordnun» vom 11. Oktober 1801,

die das heute noch gestehende einzige preu¬

ßische Apothekengesetz ist, sind deren Rechte

ausdrücklich anerkannt worden. Durch das

Edikt vom 2. Oktober 1810 wurden die per¬

sönlichen Apotheken konzessionen geschalten.

Die früheren Privilegien, soweit sie nicht zu

Anfang des vorigen Jahrhunderts durch die

napoleonische Gesetzgebung zur Aufhebung

gelangten, blieben jedoch bestehen. Zu einer

Durchführung der reinen Personalkonzessionen,

wie das offenbar in der Absicht der damaligen

Regierung lag, ist es nicht gekommen. Unter

stillschweigender Duldung der Regierung, die

bis in die letzte Zeit an der Verworrenheit der

Apothekengesetzgebung und der UnÜbersicht-

Mitglied des Reichstags, Berlin.

lichkeit der großen Anzahl von Verordnungen
ihr gerütteltes Maß von Schuld trägt, gestatten*

man bald wieder eine Art von Freiverkäuflich¬

keit. Nach der Kabinettsorder vom 15. Oktober

1846 wurde für Preußen diese Verkäuflichkeit

der ursprünglich gedachten reinen Staats¬

konzessionen bis auf die heutige Zeit gestattet,

obwohl die Entscheidungen oberer Gerichte,

wie beispielsweise in letzter Zeit ein Urteil des

Oberlandesgerichts Danzig und des Kammer¬

gerichts, ein gesetzliches Recht auf Verkäuf¬

lichkeit oder auf Auswahl des Nachfolgers der

Apothekenkonzession ausdrücklich verneint.

Ein neuer Schritt zur Herstellung der unver¬

käuflichen reinen Personalkonzessionen ist die

Kabinettsorder vom 30. Juni 1894. Gesetzliche

Regelung auf dem Gebiete des Apotheken¬
wesens und Arzneimittelverkehrs, insbesondere

reichsgesetzliche, gibt es überhaupt nicht. Hier

ist fast alles durch Verordnungen und Erlasse

geregelt. In der Kabinettsorder von 1894 wurde

bestimmt, daß die neue Konzession als rein

persönliche, ohne das Recht der Präsentation

des Geschäftsnachfolgers verliehen wird, und

daß diese Konzession bei Ableben an den Staat

zurückfällt. Den Witwen und minderjährigen
Kindern bleibt es allerdings ganz im Sinne der

Revidierten Apothekenbetriebsordnung von 1S0I

unbenommen, die Apotheke durch einen quali¬
fizierten Apothekenverwalter nutzen zu können.

Die Verpachtung der konzessionierten Apo¬
theke ist nach einer Entscheidung des Reich*"

gerichts vom 15. März 1%*7, gleichgültig, ob

es sich um eine sogenannte verkäufliche Kofi"

Zession oder Personalkonzession handelt, verm

boten (siehe Hamburger, „Apothekenbetriebs¬
rechte", Verlag Springer, Berlin. S. 4M Ü.), weil

eine solche Verpachtung sich als Uebertragung

oder Teilübertragung eines höchst persönlichen
und unübertragbaren polizeilichen Erlaubnis*

rechtes darstellt.

II.

Dieses Nebeneinander der verschiedenen lit -

triebsrechtsformen beruht auf der Entwicklung,

die das Apothekenwesen angenommen hat. Die

Versuche, das Apothekenwesen einer Neu-



gestaltung zuzuführen, gehen bis auf heftige

Debatten im Norddeutschen Bund 1869 zu¬

rück, wo in der Sitzung vom 8. April 1869 der

Abgeordnete von Henning erklärte, daß

die gegenwärtig bestehenden Apothekenprivi¬

legien (man denke, im Jahre 1869!) unzweifel¬

haft nicht zeitgemäß seien und auf die Dauer

nicht verdienten, in der jetzigen Gestalt er¬

halten zu worden. Der Norddeutsche Reichs¬

tag hatte bereits entsprechende Anträge und

Beschlüsse gefaßt.

Im Reiche selbst hat man fünfmal den Ver¬

such einer Reformation an Hand von zum Teil

recht gut ausgearbeiteten Entwürfen unter¬

nommen. Kein Geringerer als Bismarck

hol sich für die Notwendigkeit der Reform im

Jahre 1872 ausgesprochen, und unvergessen ist

die Heftigkeit und Entschiedenheit, mit der

im Jahre 1894 Hebel irn Reichstag nicht nur

auf eine Neugestaltung hinwies, sondern auch

konkrete* Vorschläge in der Richtung einer

Sozialisierung machte. Wir wollen es uns er¬

sparen, auf die tiefer liegenden Gesichtspunkte

einzugehen, die diese Reformversuche zum

Scheitern verurteilten. Fest steht, daß die Re¬

gierungen nn der Verworrenheit mit Schuld

tragen. Ebenso fest steht auch, daß die

Apothekenbesitzer hartnäckig an ihren vor-

märzlichen Vorrechten festhalten, so daß der

Erwerb einer verkäuflichen Apotheke und die

Möglichkeit, in einem angemessenen Alter zur

Selbständigkeit zu kommen, das Vorrecht be¬

güterter Apotheker blieb.

In letzter Zeit ist es besonders eler auf elem

Ge*biete eles Arzt- unel Apothe*kenrechtes be¬

kannte Rechtsanwalt Dr. Adoll Hamburger,

Berlin« selbst Ape>theker, eler die Aufmerksam¬

keit des Rerchsinnenministers auf elie R*de>rm

de*s Apothekenwesens gelenkt hat.

Der Zwe*ck der Neugestaltung ist e*in zwei-

tacher:

a) ein Rede hsape>thekengesetz, elas elie Apo-
the*kenbetriebs- und (iewerbefrage ein¬

heitlich nnd zeitgemäß auf eine ver¬

nünftige (Grundlage stellt,

b) ein Rede hsai zneimitted- und Spezialitäten«
«o'setz, das den immer großer werdenden

Arzneigebrauch einschränkt« den verblei*

benden ht znetmittelverkehr tunlichst fn

die* Apotheken zurückführt« damit diese

wirtschaftlich erhalten bleiben« und die

nicht mehr übersehbare große* Ansah!

landesrechtlicher und teilweise provinzialer
Veroidnungen ieichsrechtlich kodifiziert.

Inzwischen hat die weite Oeffentlichkeit« auch

die Fachblätter der Aerzte, die einschlägigen
und zuständigen Stellen der Krankenkassen

IL a. m. sich der Apothekern etormfrage* be¬

mächtigt. Die I'ageszeitungen haben berichtet,

dafl die* Vorarbeiten su einer Reichsapotheken«
reform, die* Gegenstand der Erklärung der

Reichsregierung seinerzeit gewesen ist, unter

demselben Reichsminister des Innern begonnen
haben, der im Haushaltungsausschuß des

Reichstags ausdrücklich erklärte, daß zu den

bald zu lösenden Aufgaben seines Ressorts

auch das Reichsapothekengesetz gehöre. In

einer Zeit, in der der Reichsgedanke immer

weiter fortschreitet, und in Tagen, in denen

von eler Ablösung der standesherrlichen Rechte

als von einer Selbstverstänellichkeit gesprochen
wirel, in einer Zeit, in der sich sogar der

Juristenteig für Uebernahme der Justiz durch

das Reich ausgesprochen hat, wirel nicht mehr

an eler Vereinheitlichung und reichsgesetz¬
lichen Verkodifizierung des Apotheken- und

Arzneimittelwesens vorbeizugehen sein. Auf die

groben, überelies nunmehr auch von den Apo¬
thekerverbänden selbst anerkannten Mißstände

unel auf elie Notwendigkeit der Neugestaltung
brauchen wir in eliesem Stadium der Apotheken-
reformbewegung nicht näher einzugehen.

Für die Durchführung der Reform kommen

zwei Möglichkeiten in Frage:

a) eine Vereinheitlichung des Apotheken¬
wesens auf der Grundlage eines Nieder¬

lassungsrechtes, das im Interesse der

guten Verbreitung der Apotheken über

Stadt unel Land und zur Verhütung einer

zu großen Anzahl von Apotheken be¬

schränkt sein muß,

b) ehe Vereinheitlichung unter Ueberführung
sämtlicher verkäuflicher Apotheken in un¬

verkäufliche Personalkonzessionen, die wir

im ersten Teil unseres Aufsatzes geschil-
elert hatten.

Die besten Kenner eles Apothekenwesens
haben sich gegen die Personalkonzession aus¬

gesprochen.
Ha SS bu r g t l hat in verschiedenen vor eler

Aerzte- unel Apothekerwelt gehaltenen Vor¬

trägen unel in vielen Aufsätzen die Möglich¬
keiten einer Reform auf der Grunellage eler

Konzession nicht für ausgeschlossen gehalten,
meint aber, daß eler Weg ein schlechter wäre

unel elaß die Mindestziele, die elie Reform brin¬

gen muß, nur sehr schwer unel auch nicht in

vollem Umfange zu erreichen sind.

Der Wunsch eler Apothekenbesitzer ist die

Beibehaltung des jetzt igen buntscheckigen

Systems von verkäuflichen neben unverkäuf¬

lichen Apotheken, um elieses System in großen

Zügen zu charakterisieren.

Die* Reform des Arzneimittelwesens in einem

besonderen Reichsarzneimittelgesetz muß u. a.

eine Regelung des Spezialitätenwesens bringen.

Durch dieses Gesetz muß elie Ueberflutung mit

Spezialitäten eingedämmt werden, elie in einer

den wahren Wert tibersteigenden Weise» ange¬

boten weiden und die* geraele die arme Be¬

völkerung und die* Krankenkassen teuer be¬

zahlen müssen. Es ist auch nicht angängig,
daß in Deutschland im Gegensatz zu aneleren

Ländern [eder Laie arzneiliche Spezialitaten
ohne behördliche Kontrolle« als Großhändler,
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wenn auch nicht als Detaillist, in den Handel

bringen kann.

Endlich muß das Arzneimittelgesetz eine Ab¬

grenzung der in den Drogerien freiverkäuf¬

lichen Waren von den der Apothekern vor¬

behaltenen sogenannten Apothekenmonopol¬
waren bringen. Hier muß einerseits das be-

iechtigte Interesse der Apotheker Berücksichti¬

gung finden, andererseits aber auch die Ent¬

wicklung der letzten dreißig Jahre, die den

Drogisten bis zu einem gewissen Grade zum

Arzneimittelhändler unter Duldung der Re¬

gierung gemacht hat.

Alle diese Dinge in einem Reichsgesetz zu

regeln, hat sich der Reichsinnenminister bereit

erklärt und — soweit wir unterrichtet sind —

werden die Vorarbeiten zu einem Reichs¬

apothekengesetz und Reichsarzneimittelgesetz
so beschleunigt, daß entsprechende Vorschläge
dem Reichtag in aller Kürze zugehen werden.

Die Neuordnung der Arbeitslosenversicherung-
Von Gustav Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen.

IL

D. Beiträge zur Arbeitslosenversicherung.

Die
Bestrebungen, den Beitragshöchstsatz

zu erweitern unei die Arbeitslosenbeiträge
nach dem Versicherungswagnis abzustufen,

sind erfolglos geblieben. Nach wie vor beträgt
der Reichshöchstsatz der Arbeitslosenbeiträge
3 v. H. des Grundlohns der Versicherten. Für

Kranken versicherungspflichtige wird dieser

Grundlohn durch die Kassensatzung bestimmt,

auch dann, wenn er nach Artikel XI des Ge¬

setzes vom 15. Juli 1927 (Reichsgesetzblatt I

Seite 219) 10 RM. täglich übersteigt. Dagegen

gelten als Grundlohn für Versicherte, die wegen

der Höhe ihres Arbeitsentgelts nicht mehr

kranken-, aber noch angestellten versiche¬

rungspflichtig sind, in jedem, Falle IU RM.

täglich. An elieser Regelung ist nichts geändert
worden.

Neu unel beachtlich ist aber, daß für elie Lehr¬

linge jetzt ein Mindestbeitrag entrichtet

werden muß. Der § 150 AVAVG. enthält in

seinem 2. Absatz unter Ziffer 1 die Bestimmung,

dafl die Arbeitslosenbeiträge festzusetzen sinel

„für unentgeltlich beschäftigte Lehrlinge und

für Lehrlinge, deren Arbeitsverdienst gerin¬

ger als 6 RM. in der Woche oeler 25 RM. im

Monat ist, minelestens in Bruchteilen elieses Be¬

trages".
Sofern für einen Lehrling eine Verpflichtung

zur Entrichtung von Arbeitslosenbeiträgen be¬

steht, müssen nach dieser Bestimmung wöchent¬

lich mindestens 18 Rpf. oeler monatlich

minelestens 75 Rpf. für elie Arbeitslosen¬

versicherung gezahlt werde n.

Daß eler Arbeitgeber naeh S 143a AVAVG.

verpflichtet ist, für versiche*rungsfreie* Beschäf¬

tigte seinen Beitragsteil zu entrichten, wenn

er die Befreiungsanzeige nicht form- unel frist¬

gemäß erstattet, ist schon in elem ersten Auf¬

satz bei eler Besprechung der Befreiungs¬

anzeigen erwähnt worelen. Handdt es sich um

Beschäftigte, die nach den §§ 70 bis 75 und

75c von der Arbeitslosenversicherungspiiicht

befreit sind, dann erlischt die Pflicht eles Arbeit¬

gebers zur Zahlung seines persönlichen
Beitragsteils spätestens mit dem Ende der

Kalenelerwoche, in eler die ordnungsmäßige Be¬

freiungsanzeige bei der Beitragseinzugsstelle
(Krankenkasse, Ersatzkasse, Berufskasse) ein¬

geht. Handelt es sich aber um eine gering¬

fügige Bechäftigung, die nach § 75a arbeits¬

losenversicherungsfrei ist, dann hat der Arbeit¬

geber nach Vorschrift des neuen § 143b für elie

ganze Dauer dieser Beschäftigung seinen

Beitragsteil zu entrichten. Auch die Befreiungs¬

anzeige entbindet ihn nicht von seiner Bei¬

tragspflicht.
Während der bisherige § 148 AVAVG. nur

besagte, daß die Reichsanstalt berech¬

tigt ist, die Einziehung und Abführung der Ar¬

beitslosenbeiträge durch die Krankenkassen, elie

Reichsknappschaft und die Seekasse zu über¬

wachen, schreibt der neue § 148 jetzt fol¬

gendes vor:

„Die Einzugsstellen überwachen den ree ht-

zeitigen und vollständigen Eingang eler Bei¬

träge zur Reichsanstalt. Die Aufsichtsbehörden

eler Einzugsstellen wachen darüber, daß eliese*

elie Aufgaben erfüllen, elie ihnen hinsichtlieh

der Beiträge zur Reichseinstalt obliegen. Bei

Ersatzkassen tritt an elie Stelle eler Aufsichts¬

behörde elas Versicherungsamt, elas für elen Sit/

der Ersatzkasse zuständig ist; hat die Ersatz¬

kasse Zweigstellen, so ist elas Versicherungsamt
eies Sitzes der Zweigstelle zustänelig. Die Ver*

Sicherungsämter haben von allen erheblicheren

Anstänelen in eler Geschäftsführung eieren Auf¬

sichtsbehörden Mitteilung zu machen.

Die Reichsanstalt ist berechtigt unel ver¬

pflichtet, elie Einziehung und Abführung der

Beiträge durch die Einzugsstellen nach/u-

prüfen.44
Damit wirel neben der Reichsanstalt auch den

Aufsichtsbehörden elie Verpflichtung auferlegt,
die Erhebung unel Abführung der Arbeitdosen**

beitrage zu kontrollieren.

Irrtümlich entrichtete Arbeitslosenbeiträge

können selbstverständlich zurückgeforelert wer¬

den. Währenel bisher ahe r der" Grundsatz galt,

daß Anträge auf Rückerstattung von Beitragen
an diejenige Stelle zu richten sind, die

die Beiträge von dem Beitragszahler u n ¦

mittelbar empfangen hat, bestimmt jetzt

der I 165a:

Volkst. fil9



^Beiträge, elie irrtümlich entrichtet worden

iind, können zurückgefordert werden. Rück-

lorderungsberechtigt ist, wer die Beitrage ge-

tilgen hat. Erstattungspflichtig ist das Arbeits¬

amt, in dessen Bezirk ehe Einzugsstelle oder

eine nach § 147 Abs. 1 Satz 2 zur selbständigen

Abführung eler Beiträge verpflichtete Zweig¬

stelle ihren Sitz hat.

Entsteht Streit über ehe Erstattungspflicht, so

entscheidet das für elie Einzugsstelle (Zweig¬

stelle) zuständige Versicherungsamt (Beschluß-

lusschuß) unel auf Beschwerde endgültig das

)berversicher ungsamt (Beschlußkammer). § 179M

der Reichsversieherungsordnung finelet Anwen¬

dung.'
Aus welchen Gründen jetzt nicht mehr die

Einzugsstellen, sondern die Arbeitsämter

über Rücke*rstatt ungsforelerungen entscheiden

sollen, ist unerfindlich. Bei eler Beratung und

Begründung der neuen Vorschriften würele

immer wieder betont, daß die Arbeitsämter von

allen überflüssigen Verwaltungsarbeiten befreit

werden müßten. Weshalb elann dieses um¬

ständliche, zeitraubende und kostspielige Ver¬

fahren? Man stelle sich doch einmal einen der¬

artigen Fall in eler Praxis vor. Der Beitrags¬

zahler wenelet sich in 99 von hundert Fällen

mit seinem Rückerstattungsanspruch zuerst an

die Krankenkasse, die von ihm die Beiträge er¬

halten hat. Die Krankenkasse verweist ihn an

das Arbeitsamt. Das Arbeitsamt hält bei eler

Krankenkasse Rückfrage über elie Beitrags¬

zahlung. Die Krankenkasse antwortet. Nun¬

mehr prüft das Arbeitsamt elen Anspruch, gibt

den Antragstellern einen Bescheid und zahlt

den Beitrag zurück. Dieses Hin unel Her genügt

iber elem Gesetzgeber noch nicht. Er bestimmt,

dafl die Beiträge nicht von demjenigen zurück¬

gefordert werden elürfen, ele*r sie irrtümlich

• •ntrichtet hatte, sondern von elem, der die

Arbeitslosenbeiträge getragen hat. Wah¬

rem! sonst — von wenigen Ausnahmen abge¬

sehen — das Rückforderungsrecht nur elem

Arbeitgeber als Zahlungspflichtigen zu¬

steht, können elie Arbeitslosenbeiträge nunmehr

auch von dem Arbeitnehmer zurück¬

gefordert werelen, wenn sie irrtümlich entrichtet

wuide*n. Da die Einzugsstelle in eler Regel von

dem Arbeitgeber elie Beiträge erhält, muß VOI

der Rückzahlung erst festgestellt werden, ob

t Arbeitgeber dem Versie her ten Beitrags-

abzüge gemacht oder von diesem elen Arbeit¬

nehmerbeitragsteil erhalten hatte. We*r eliese

Feststellungen treffen muß, ist aus elem Gesetz

nicht zu ersehen. Meines Erachtens ist das Auf¬

gabe derjenigen Stelle, die nach § 165a über den

Rückerstattungsanspruch entscheidet, nämlich

das Arbeitsamt.

E. Die Krankenversicherung der Arbeitslosen.

An dem Grunelsatz, daß der Arbeitslose wäh¬

rend des Bezuges der Hauptunterstützung gegen

Krankheit versichert ist, hat der Gesetz¬

geber testgehalten. Beginn und Ende eler Haupt¬

unterstützung bestimmen die Dauer der Kran¬

kenversicherung. Dabei ist zu beachten, daß

die Hauptunterstützung in der Regel erst nach

einer Wartezeit gewährt wird, die im allge¬

meinen mit dem Tage der Arbeitslosmeldung

beginnt. Die Länge dieser Wartezeit ist eben¬

falls neu geregelt worden. Nach dem § 110b

AVAVG. dauert sie im allgemeinen

1. 14 Tage bei Arbeitslosen, die das 21. Le¬

bensjahr noch nicht vollendet haben, keine zu¬

schlagsberechtigten Angehörigen haben und in

die häusliche Gemeinschaft eines anderen auf¬

genommen sind;

2. 7 Tage bei Arbeitslosen ohne zuschlags¬

berechtigte Angehörige, wenn sie das 21. Le¬

bensjahr vollendet haben oder nicht in die häus¬

liche Gemeinschaft eines anderen aufgenommen

sind, sowie bei Arbeitslosen mit einem, zwei

oeler drei zuschlagsberechtigten Angehörigen;
3. 3 Tage bei Arbeitslosen mit vier oder mehr

zuschlagsberechtigten Angehörigen.

Erfolgt die Arbeitslosmelelung im unmittel¬

baren Anschluß an eine Kurzarbeit, Arbeits¬

unfähigkeit oder nn eine behördlich angeord¬

nete Verwahrung des Arbeitslosen in einer An¬

stalt, dann läßt der § 110b in seinem 2. Absatz

eine weitere Verkürzung oder sogar einen gänz¬

lichen Fortfall der Wartezeit zu. Zwischen elem

Ende des versicherungspflichtigen Beschäfti¬

gungsverhältnisses und dem Beginn der Kran¬

kenversicherung der Arbeitslosen kann deshalb

eine verschieden lange Zeit liegen.

Für die Bemessung des Grundlohns ti at

bisher an die Stelle eles auf den Kalendertag

entfallenden Arbeitsentgelts ein Siebentel des

wöchentlichen Einheitslohns (§§ 106, 108). Um

eine erhebliche Herabsetzung der Beiträge für

die Krankenversicherung eler Arbeitslosen zu

e rreichen (man rechnet mit 30 Millionen Reichs¬

mark jährlich), hat eler Gesetzgeber auch elen

§ \\9 gerändert unel elurch ihn bestimmen lassen,

elaß als (irundlohn für die versicherten Arbeits¬

losen nur noch ein Zehntel des wöchent¬

lichen Einheitslohns gilt. Nach eliesem Grunel-

lohn sind vom 1. November 1929 ab elie B e* i-

t r ä g e für die Krankenversicherung eler Ar¬

beitslosen zu berechnen. Es ist jedoch elem

Vorsitzenden eles Arbeitsamts elas Recht ein-

geräumt worden, mit der Krankenkasst

P a u s c h b e t r ä g e zur Beitragsbei echnung

zu vereinbaren«

Versichern sich Arbeitslose, elie zur Port

Setzung oder Aufrechterhaltung einer Versie Im

rung gegen Krankheit bei einer Krankenkasst

nach eler RVO., elem Reichsknappschaftsgesetz
odei bei der Seekrankenkasse berechtigt sinei

bei diesen Kassen weiter, so wird ihnei

nach elen neuen Vorschriften des § 125 Absatz 2

AVAVG. ein Beitragsersatz in Höhe des Be

träges gewährt, den das Arbeitsamt für dit

Krankenversicherung des Arbeitslosen an elit
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zuständige Krankenkasse zu zahlen hätte.

Die Verringerung des Grundlohns auf

ein Zehntel des Einheitslohnes beeinflußt natür¬

lich auch diejenigen Leistungen der Kranken¬

kasse, die nach dem Grundlohn zu bemessen

sind: das Sterbegeld und Fami lie n-

sterbegeld (§§ 201, 204, 205b RVO.) sowie

das erhöhte Wochengeld ($§ 195a Absatz I

Ziffer 3, 195b Absatz 2 RVO.). Diese Unter¬

stützungen werden durchweg geringer, als sie

es bisher waren.

Die Höhe des Kranken-, Haus- unel

1 aschengeldes sowie des regelmäßigen
Wochen- und S t i 11 g e 1 el e s wird nach

der unveränderten Vorschrift des § 120 AVAVG.

durch die Gesamtunterstützung eles

Arbeitslosen geregelt. Diese Arbeitslosenunter¬

stützung erführt nach den §§ 107a bis 107c und

112a gewisse Einschränkungen. Wenn diese*

Einschränkungen nicht in dem § 120 besonders

erwähnt sind, so darf aus den Motiven, die zur

Schaffung des § 120 führten, zwangsläufig ge¬

folgert werden, daß auch verringerte Ar¬

beitslosenunterstützungen die Höhe des Kran¬

kengeldes usw. entsprechend vermindern.

Ueber die Frage, ob den versicherten Ar¬

beitslosen das erhöhte Wochengeld (§§ 195a

Absatz 1 Ziffer 3, 195b Absatz 2 RVO.) zusteht,

oeler ob eler § 120 AVAVG. die Höhe der lau¬

fenden Barleistungen eler Krankenkassen in

jedem Falle begrenzt, bestehen immer noch

Meinungsverschieelenheiten. Der § 195a RVO.

macht elie Gewährung eles verlängerten wie

auch des erhöhten Wochengeldes von der Be-

elingung abhängig, daß die Schwangere „keine

Beschäftigung gegen Entgelt ausübt". Aus

welchem Grunde die Schwangere nicht gegen

Entgelt arbeitet, ist ohne Belang. Infolgedessen

hat das RVA. in der Entscheidung vom 4. Mai

1928 (Amtliche Nachrichten 1928 Seite 284) den

Grundsatz aufgestellt, dab weiterversicherte

Schwangere, die keiner Beschäftigung gegen

Entgelt nachgehen, Anspruch auf das ver¬

längerte Wochengeld harben. Das muß auch

für die versicherten Arbeitslosen gelten, denn

auch sie üben keine Beschäftigung gegen Ent¬

gelt aus. Trifft tlas aber zu, tlann ist nicht ein¬

zusehen, weshalb tlen versicherten Arbeitslosen

tlas erb ö h t e Wochengeld verweigert werelen

soll. Auch für diese Mehrleistung macht der

Gesetzgeber den Anspruch lediglich davon ab¬

hängig, daß elie Schwangere „keine Beschäfti¬

gung gegen Entgelt ausübt
,
ohne danach zu

fragen, aus welchem Grunde die Schwangere

nicht gegen Entgelt arbeitet. Nach dein klaren

Wortlaut des $ lQ5a Absatz 1 Ziffer 3 RVO.

bestehen nicht die geringsten Bedenken, den

versicherten Arbeitslosen das erhöhte Wochen¬

geld zu zahlen. Es bleibt nur noch zu prüfen,
ob eler § 120 AVAVG. elie Gewährung elie¬

ser Mehrleistung verhindert Nach der amt¬

lichen Begründung zum $ 120 soll der ..Arbeits¬

lose weder der Versuchung ausgesetzt werden,

sich fälschlich für krank auszugeben, noch soll

er, wenn er wirklich erkrankt, durch die Rück¬

sicht auf die Bemessung eles Krankengeldes
bestimmt werden, die Krankmeldung zu unter¬

lassen." Und das glaubt der Gesetzgeber durch

die Vorschrift zu erreichen, elaß als Kranken¬

geld derjenige Betrag zu gewähren ist, den eh

Aibeitslose nach den §§ 107, 108 als Arbeits¬

losenunterstützung erhielte, wenn er nicht er-

ktankt wäre. „Der Arbeitslose soll weder einer.

Vorteil erzielen noch einen Nachteil erleiden,

wenn er erkrankt und arbeitsunfähig wirel.'4 Bei

einer arbeitslosen Schwangeren oder Wöch¬

nerin bestehen nicht elie Befürchtungen der

Simulation und damit der unberechtigten In¬

anspruchnahme höherer Kassenleistungen. Mög¬

lich wäre nur, daß arbeitslose Schwangere od*

Wöchnerinnen die Wochenhilfe nicht beziehen,

wenn sie niedriger als die Arbeitslosen¬

unterstützung ist. Das verhindert der § 120; er

sichert elen Arbeitslosen ein Schwangeren- oeh

Wochengelel in Höhe der Gesamtunterstützun^r

und veranlaßt sie dadurch, die Leistungen der

Krankenkasse in Anspruch zu nehmen. Damit

ist der Wille des Gesetzgebers zum Schutz der

Arbeitslosen Versicherung erfüllt. Die

Kranken Versicherung geht von anderen Er¬

wägungen aus. Sie will die Schwangeren „ohne

Entgelt" in den letzten vier Wochen vor der

Niederkunft wirtschaftlich stärken, fühlbarer

unterstützen. Sie will diesen Versicherter,

mehr gewähren, als es sonst der Fall ist. E*

würele eleshalb nicht eler Absicht tles Gesetz¬

gebers entsprechen, wenn elen arbeitsloser.

Schwangeren elas erhöhte Wochengelel ver¬

weigert wirel, um so mehr, als elie Entscheidung

das RVA. vom 4. Mai 1928 elem Gesetz über

Wochenhille vom 18. Mai 1929 vorangegang«

ist und der Gesetzgeber keinen Anlaß ge¬

nommen hat, bei der Schaffung des neuen Ge¬

setzes über die Wochenhilfe Weiterversicher:»

und Arbeitslose auszuschließen.

Zur Vereinfachung eles M e 1 el e* w eseI I

sind schon seit Jahren zwischen Krankenkasse
_

Arbeitsämtern unel Landesarbeitsämtern Ver¬

einbarungen getroffen worelen, elie sich bestens

bewährt haben. Der Gesetzgeber hat tue Zweck¬

mäßigkeit t lieser Vereinbarungen anerkannt

unel elurch tlen $ 126 Absatz 3 AVAVG. dk

Vorsitzenden der Arbeitsämter nunmehr aus¬

drücklich berechtigt, tierartige* Vereinbarung*
ru treffen«

Die in tlen letzten Jahren v i e 1 u in i t r i : -

tene Vorschrift tles $ 127 AVAVG.: „Sower

(inem Arbeitslosen nach tlen Vorstehenden B* -

Stimmungen Ansprüche auf Leistungen der

Krankenversicherung zustehen, hat er dh

Rechte auf Kassenleistungen nach $ 214 eh

Reichsversieherungsordnung nicht," hat keine

Veränderung erfahren. Da elas RVA. anschei¬

nend noch keine Gelegenheit erhalten hat. zu
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dieser Streitfrage Stellung zu nehmen, dürfte es

angebracht sein, an dieser Stelle nochmals auf

el;e Aeußerung eles Reichsarbeitsministers vom

4 Juni 1927 — IV a 5351 29 — zu verweisen,

die folgenelen Wortlaut hat:

„Die Frage geht dahin, ob ein Arbeitsloser,

dem nach den §§ 117 ff. AVAVG. Ansprüche

aut Leistungen tler Krankenversicherung zu¬

stehen, von elen Rechten auf Kassenleistungen

nach $ 214 RVO. schlechthin ausgeschlossen

ist odäf ob er den Unter schie*dsbe*trag bean¬

spruchen kann, wenn elie Rechte nach § 214

RVO« weitergehen als die nach elem AVAVG«

/ur Entscheidung der in eler Literatur bestritte¬

nen Fr/ige sirvl die Spruchbehörden dar Reichs"

\ •¦! Sicherung zuständig, da e*s sich um einen

Stiert über Kassenleistungen handelt Ich

möchte daher in erster Linie anheimstellen, sine

höchstinstanzliche Entscheitlung über elie Streit¬

frage herbeizuführen untl von einer eigenen

Stellungnahme absehen. Wohl abe*r möchte ich

daraui hinweisen, tlaß die Begründung zu § SS

eles Gesetzentwurfs über Arbeitslosenversiche¬

rung vom 16. Dezember 1926 (Reichstagsdruck¬
sache 2885), eler dem § 127 AVAVG. entspricht,
offenbar die dem Versicherten günstigere Auf¬

fassung vertritt. Denn nach der Begründung

ist eler Zweck tler fraglichen Vorschrift nur,

einen sachlich ungerechtfertigten Doppelbezug
auszuschalten; von einem Doppelbezuge wird

aber nicht geredet werden können, wenn eler

nach S 117 AVAVG. versicherte Arbeitslose im

Erkrankungsfalle nur das erhält, was der nicht

nach $ 117 AVAVG. Versicherte auf Grunel

des | 214 RVO. erhält."

Gleicher Meinung sind: Hahn-Kühne, Anm. 10

zu $ 214, Okraß in „Deutsche Krankenkasse"

1927 Sp. 9S4, Wasewitz in „Volkst. Zeitschr."

1921 S. 355, Weigert Kommentar zum AVAVG.

S. 328. Anelerer Auffassung sintl: Kommentare

Zum AVAVG. Hertel S. 42, Jaeger-Neuburger
S. 7t>, Spliedt-Bröcker S. 135 und Heinemann

in der ,,Monatsschrift für Arbeiter- und An¬

gestelltenversicherung" 1^18 S. 22.

Verwaltung.
Unnötige Belastung des Reichsversiche^

rungsamtsdurch Verfahrensmängel der

Oberversicherungsämter,

In sehr vielen Fällen ist das Reichsversiche¬

rungsamt (RVA.) genötigt Entscheidungen der

Oberversicherungsftmter (OVAe.), die* sachlich

nn sich bedenkenfrei sind, gemäß $ 1007 Ziff. 2

RVO. im Revisionsverfahren lediglich deshalb

aufzuheben und an die OVAe. zurückzuver¬

weisen, weil das Berufungswr fahren an wesent-

1ichen Mängeln leidet, die bt*i einiget Sorgfalt

der OVAe- leicht zu vermeiden gewesen wären.

Einige Beispiele aus der Praxis mögen das

beweisen:

a) Naeh ^ 1661 RVO. (in der Fassung de*s

Artikel 121 des Ges. vom 14. Juli 1925 RGBl. 1

S. 97) - in Kraft seit 17. Juli 1925, Art. 131 des

(ies. und nach der Bekanntmachung vom 9t Ja¬

nuar H*2h RGBl. I S. 9) m u E auf Antrag

des Versicherten e>de*r seiner Hinte*rbliekbt*ner.

ein bestimmter Arzl gutachtlich gehtut werden.

Das OVA. kann die*se Anhörung von der Be¬

dingung abhängig machen, daß der Antrag¬
steller die Kosten vorschiebt and, falls das

OVA« nicht anders entscheidet, sie* endgültig
tragt.

Diese Bestimmung, die zwingenden Rechts ist,

wird von denOVAe. häutig überhaupt nicht be¬

achtet« Es wird aut einen solchen Antrag des

\ trsicherten gar nicht eingegangen, weder der

Ar/t gehört, nech Seine Anhörung wenigstens

von d»*r Zahlung eines KoetenvorSchusses ab¬

hangig gemacht. Das ist abei stets als wesent¬

licher Verfahrensmangel anzusehen (zu vgl.

EuM des RVA. Bd. 21. S. 152, Nr 00; Breit¬

haupt Sammlung von Entscheidungen de»s

RVA. Bei. 15 S 447. Bd. 10 S. 437; Beruts-

genossenschaft 1426 S. 37^).

Im einzelnen ist hierzu aus der Rechtspre¬
chung des RVA. hervorzuheben:

Es ist gleichgültig, ob der Kläger einen be¬

stimmten Ar/t benennt, oder ob er nur den
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Antrag stellt, ein Gutachten von dem Arzt eines

bestimmten Krankenhauses oder überhaupt nur

von einem Krankenhaus oder einer Klinik ein¬

zuholen. Denn indem diese Aerzte oder die

Klinik als Gutachter bezeichnet werden, ist da¬

mit derjenige örtlich und fachlich bestimmte

Arzt genannt, eler nach elen vorhanelenen

Vorschriften dieses Gutachten zu erstatten und

nach außen zu vertreten hat (zu vgl. Mitteii.

de*s LVAmts. Bayern 1927, S. 25, Nr. 247; EuM.

Bd, 21, S. 152, Nr. 60; Berufsgenossenschaft
1Q17 S. 174).

Be*i Antrag auf Anhörung mehrerer be¬

stimmter Aerzte hat das OVA. sogar diese

sämtlich zu hören, natürlich unbeschadet

der Befugnis, die Anhörung von der Leistung

eines entsprechenden Kotenvorschusses ab¬

hängig zu machen (zu vgl. EuM. Bd. 21 S. 55

Nr. 23).

Denn ebenso, wie der* Versicherungsträger

Gutachten von mehreren Aerzten, insbesondere*

auch Fachärzten, einholen kann, wenn ihm e*ine*

Untersuchung nach verschiedenen medizini¬

schen Gesichtspunkten nötig erscheint, muß das

gleiche Recht auch dem Versicherten zuste*hen,

dessen gleiche Behandlung in der- Beschattung

von Beweismitteln wie der Versicherungsträger

durch den S 1081 RVO. gesichert werden sollte

(zu vgl. Bericht der 10. Kommission über- den

virspr. .Entwurf einer RVO. zu $ 1040, Bd. II

o. feil S. 101 - 105).

Wenn Zweitel darüber bestehen, wer als

behandelnder Arzt zu gelten hat, so hat da? das

OVA. aufzuklären. — Erfolgt diese Aufklärung

nicht oder nicht genügend, so liegt ebenfalls

ein wesentlicher Mangel des Ve*rtahrens vor (zu

vgl. Breithaupt Bd. Io S. 156).

Nur wenn der beamtete bestimmte Arzt tai

dem gleichen Verfahren bereits einmal gehört

wurde, kann ein Antrag des Versicherten, den¬

selben Arzt nochmals tu hören, nicht auf $ 1081

RVO. gestützt werden (zu vgl. EuM. Bd. 21

S. 130 Nr. 54).



Ebensowenig kann die Anhörung verlangt

werden, wenn die E. lediglich von einer Rechts¬

frage abhängt, für die die Begutachtung durch

einen Arzt nicht mehr in Frage kommt (zu vgl.
EuM. Bd. 21 S. 129 Nr. 53; Lehmann RVO.

5. und 6. Buch, Anm. 3 zu § 1681).

Ob das Recht, die Anhörung eines bestimm¬

ten Arztes nach § 1681 RVO. zu verlangen,

lediglich dem Versicherten allein, oder auch

anderen Personen, z. B. den ersatzberechtigten
Gemeinden und Trägern der Armenfürsorge,

die die Feststellung der Leistungen der RVO.

gem. § 1538 RVO. betreiben, zusteht, ist bisher

grundsätzlich nicht vorn RVA. entschieden

worden. Jedenfalls aber spricht wohl die Tat¬

sache, dab das RVA. in ständiger Recht¬

sprechung anerkannt heit, dab in solchen Fällen

eine notwendige Streitgene>ssenschaft im Sinne

des $ 02 der ZPO. vorliegt, weil das Rechtsver¬

hältnis dem Versicherten und dem seine An¬

sprüche betreibenden Dritten gegenüber nur

einheitlich festgestellt werden könne, dafür, dab

das Recht aus $ 1681 RVO. auch dem Dritten

zustehen muh, dei er die Rechte des Versicher¬

ten gleich seinen eigenen wahrnimmt (zu vgl.

Lehmann-Komm. z. 5. unel 6. Buche der RVO.

Anm. 3 zu $ 1509; Berufsgenossenschaft 1^14

S. 70; AN. 1005 S. 455 Nr. 2100; 1007 S. 468

Nr. 1314; 1014 S. 800 Nr. 2705; EuM. Bd. 4 S. 326

Nr. 162).

Allerdings wird auf einen in der Berufungs¬

schrift gestellten Antrag aus $ 1081 RVO. nach¬

träglich von dem Antragsteller verzichtet wer¬

den können, wenn z. B. statt der Anhörung des

von ihm genannten Arztes ein Klinikgutachten

oder das Gutachten eines anderen Facharztes

vom OVA. angeordnet wird, mit dem sich der

Versicherte* einverstanden erklärt. Ein solcher

Verzicht kann aber nicht schon daraus her¬

geleitet werden, dab die Partei diesen Antrag in

der mündlichen Verhandlung nirht wiederholt

(zu vgl. AN. 1000 S. 523 E. 1427).

Vielmehr ist ein solcher Verzicht im Ver¬

handlungsprotokoll auselrücklich aufzunehmen

(zu vgl. $ 30 Ziff. 1 der Verordnung über Ge¬

schäftsgang und Verfahren der OVAe. vorn

27. Dezember 1011 — RGBl. 1 S. 1005 i. d. Fas¬

sung vom 17. Dezember 1023—RGBl. 1 S. 1116).

Diese Feststellung unterbleibt aber nach der

Erfahrung des RVA. fast regelmäbig in der

Verhandlungsnieelerschritt der OVAemter. Unel

elamit kommen wir zu elen auffallend zahlreichen

wesentlichen Mängeln des Verfahrens, die in

einer mangelhaften Protokollführung begründet

sind.

b) In dem $ 30 der OVAO. ist genau vor¬

geschrieben, was in die Niederschritt über den

Gang der Verhandlung aufzunehmen ist. NX'ird

diese Bestimmung verletzt, so liegt stets ein

wesentlicher Mangel des Verfahrens vor, der

auf die Revisionsrüge hin zur Aufhebung der

Entscheidung des OVA. gem. S 1007 Zili. 2

RVO. führen mub.

Besonders oft unterlassen die OVAe. es, das

Erge»bnis der Augenscheinseinnahir e* im Termin,

auf das sie ihre E. gründen, in dei Niederschrift

darzulegen, obwohl $ 30 Ziffer 4 der OVAO.

dies ausdrücklich vorschreibt.

Wie das RVA. in ständiger Rechtsprechung
entschieden hatr liegt hierin ein wesentlicher

Mangel. Allerdings hat das RVA. es früher in

einzelnen Fällen, vor allem unter der Herrschaft

des ^ 16 Abs. 2 Ziff. 4 der früheren Schiede

gerichtsordnung vom 22. November 1900 für

ausreichend erklärt, wenn die Feststellungen
des Augenscheins wenigstens eingehend im

Urteil wiedergegeben werden (zu vgl. AN. 1900

S. 275 Nr. 2142; 1900 S. 404 Nr. 1406; 1^25

S. 388 Nr. 2917; EuM. Bd. 18 S. 378 Nr. 150).

Die Wiedergabe des Augenscheins in dem

Urteil eillein ohne gleichzeitige Aufnahme des

Befundes in die Niederschrift dürfte aber nach

der jetzigen Ansicht des RVA. nicht mehr ge¬

nügen und im Falle der Re*visionsrüge doch zur

Aufhebung des Urteils führen. Nach § 30 Ziff. 3

OVAO. sind ferner die Aussagen der Sachver¬

ständigen, also auch die Gutachten der im Ver¬

handlungstermin anwesenden Gerichtsärzte, in

die Niederschrift aufzunehmen. In den meisten

Fällen wird der Gerichtsarzt nach dem Inhalt

der Akten oder auch auf Grund einer noch¬

maligen Untersuchung des Versicherten im

Termin kein längerem eigenes Gutachten er¬

statten, sondern sich kurz einem der Vorgut¬

achten anschließen. Dann bedarf es nur eines

entsprechenden Vermerks in der Niederschrift

und nicht der Protokollierung eines längeren

Gutachtens. Es genügt dann die Ausfüllung

eines meist bereits in dem Niederschriftsfor¬

mular enthaltenen Vordrucks. Handelt e*s sich

aber um ein längeres Gutachten, das von den

früheren ärztlichen Befunden abweicht, oder

sie ergänzt, und deshalb dem Wortlaut nach

von Wert für die E. ist, so ist eine eingehende

Protokollierung nötig. Viele OVAe. suchen

eine solche längere Zeit erfordernde Protokol¬

lierung, die die Verhandlung erheblich aufhält,

zu vermeiden, indem sie den Gerichtsarzt bitten,

sein Gutachten zunächst nur mündlich zu er¬

statten und es nach Schiub der Verhandlung

schriftlich als Anlage zum Protokoll einzu¬

reichen. Gegen ein solches Verfahren ist

an sich gruntlsätzlich nichts einzuwenden,

wenn hierbei nur die nötigen formellen Vor¬

schriften beachtet werden. Hierfür gilt vor allem

der Grundsatz, dab, wenn ein Bestandteil der

Verhandlung (z. B. hier das Gutachten) nicht

in das Protokoll, sondern in eine besondere

Anlage* aufgenommen wird, diese Anlage B I S

solche genau zu bezeichnen und vor allein,

wie das Protokoll selbst, zu unterzeichnen ist

(zu vgl. AN. 1010 S. 445 Nr. 2373).

Hiergegen aber wird meistens verstoben.

Schon im eigentlichen Protokoll ist häufig

nichts über das als Anlage späte*r nachgereicht''

Terminsgutachten enthalten, obwohl doch min¬

destens ein Vermerk aufzunehmen gewesen

wäre etwa des Wortlauts:

„DeT Gerichtsarzt trug mündlich das als

Anlage beigefügte Gutachten vor."

vorgelesen genehmigt.

Das als Anlagt* tum Protokoll bezeichnet *

schriftliehe Gutachten wird lerner sogar oft

erst, wie aus dem Eingangsstempel ersichtlich

ist, eingereicht, wenn das Urteil bereits ab¬

gesetzt und abgesandt ist. Die Unterschriften

de*s Vorsitzenden und des Protokollführern

unter der Anlage des Protokolls fehlen last
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regelmäbig. Dem RVA. bleibt in solchen Fällen,
selbst wenn die E. sachlich be*denkenfrei er¬

scheint, nichts übrig, als auf dit* Revisionsrüge
hin die I: wegen Verfahrensmange*ls aufzu-

heben, sicherlich kein wünschenswerter Rechts¬

zustand. Andere öfter auftretende Mängel in

den Niederschriften einzeln hier aufzuzählen,
würde hier zu weit führen. Es kann je*denfalls
den OVAe. deshalb nur dringend empfohlen
werden, mehr als bisher auf eine formell rich¬

tige Behandlung der Ve*rhandlungsniederschrif-
ten größten Wert zu legen. Mit Hilfe geeigneter
Formulare, die alles wesentliche erhalten, mit

Hilfe entsprechender Gummistempel läßt sich die

Protokollführung selbst für ungeübte Protokoll¬

führer vereinfachen. Vor allem aber wird es

jeder Vorsitzende sich zur Pflicht machen

müssen, sich vor Leistung seiner Unterschrift

davon zu übe*rze*uge*n, ob die Niederschrift in

Ordnung ist.

Durch solche kleine Mühe wird «wesentlich
mit dazu beigetragen werden können, die grobe
Zahl der Entscheidungen, die lediglich wegen

Verfahrensmängel aufgehoben und an die

OVAe. KUI Utkverwiesen werden müssen, zu

verringern.
Senatspräsident Dr. F. B o t h e

,
Berlin.

Was ist eine geringfügige Beschäftigung
im Sinne des § 75a AVAVG.?

In der „Volkstümlichen Zeitschrift" 1929

Seite 603 ist bereits in kurzen Umrissen gezeigt
worden, was unter dem Begriff „Geringfügig¬
keit" im Sinne* tles § 75a AVÄVG. zu verstehen

ist. Wie schwierig tlie Feststellung einer ge¬

ringfügigen untl damit arbeitslosenversiche¬

rungsfreien Beschäftigung ist, wirel erst die

Praxis lehren«

Bei eler Prüfung tler Vei Sicherungsfreiheit
wegen Geringfügigkeit muß zuerst fe*stge*stellt
werden, ob die in Betracht kommende Person

berufsmäfiig Oberwiegend als Arbeit¬
nehmer tätig ist oeler nicht. Ist sie (z. B. ein

Tischler) berufsmäfiig überwiegend /ils Arbeit¬
nehmer tätig, tlann hat die Krankenkasse weiter

festzustellen, ob elie* von elem Arbeitgeber als

versicherungfrei angenommene Beschäftigung
b e r ii f s rn ä ß i g oder nur n e b e n h e r SMS"

geübt wirel.

Wird tlie Beschäftigung nur n e* b e n h e r

ausgeübt, tlann hat die Krankenkasse zu prüfen,
ob sie

a) aui w e n i g e r als 24 Arbeitsstunden in
der Kalenderwoche entweder nach tler Natur
der Sache beschränkt zu sein pflegt oder im

VOrnUB durch den Arbeitsvertrag beschränkt ist;
b) eitler ob für sie kern höheres wöchent¬

liches Entgelt als S RM. oder kein höheres

monatliches Entgelt als 35 RM. vereinbart oder
ortsüblich ist.

Sofern nur ein«* dieser beiden unter s unel b

aufgeführten Bedingungen nicht erfüllt wird, gilt
die N e b t* nbesch Af tigu n g als gering"
fügig untl ai beitslosenvemcherungs t r e i. Er¬

reicht tlie Nebenbeschäftigung mehr als

24 Arbeitsstunden wöchentlich unel bringt sie

gleichseitig dem Arl>eitne*hmer einen

Wochenverdienst von m e* h r als 8 RM. oeler

einen Monatsverdienst von mehr als 35 RM.,

dann gilt sie nicht mehr als geringfügig im

Sinne des § 75a Absatz 2 AVAVCj. und ist

arbeitslosenversicherungs pflichtig.
Handelt es sich um eine Person, die sich sonst

nicht überwiegend berufsmäßig betätigt,
dann ist lediglich zu prüfen, ob sich die von

dem Arbeitgeber als arbeitslosenversicherungs¬
frei angenommene Beschäftigung im Rahmen
der im § 75a Absatz 2 vorgeschriebenen Min¬

destarbeitszeit bewegt oder ob für sie der vom

Gesetzgeber angenommene Mindestlohn nicht

überschritten wird. Ueberschreiten Arbeitszeit
und Arbeitslohn die Mindestsätze, dann unter¬

liegt auch die Beschäftigung eines sonst nicht

überwiegend berufsmäßig Tätigen
der Arbeitslosenversicherungspflicht.
Wie ist nun zu ermitteln, ob eine Person

berufsmäßig überwiegend als Arbeit¬
nehmer tätig zu sein pflegt? In der Regel wird

man Personen, die sich ganz oder über¬

wiegend aus ihrem Arbeitsver¬
dienst ernähren, als Beschäftigte be¬
trachten müssen, die sich im Sinne des § 75a

Absatz 1 AVAVG. berufsmüßig überwiegend
als Arbeitnehmer betätigen. Eine Po r t i e r -

frau, die monatlich 35 RM. verdient, kann
— je nach Lage des Falles — nicht überwiegend
berufsmäßig oder überwiegend berufsmäßig Ar¬
beitnehmerdienste leisten. In dem einen Falle
kann es sich um eine Ehefrau handeln, die von

ihrem Ehemann überwiegend unterhalten
wird und sich nur noch einen Nebenverdienst

verschafft, während in dem anderen Falle die
Portierdienste von einer alten alleinstehenden
Frau ausgeübt werden, die sich selbst er¬

nähren muß unel hauptsächlich auf den
Portierlohn angewiesen ist. Es wird deshalb

jeder Fall nach diesen Gesichtspunkten genau
zu prüfen sein, bevor ehe Krankenkasse über
die Befreiung eines Beschäftigten von der Ar¬

beitslosenversicherungspflicht entscheidet.

Und wie steht es mit den nicht berufs¬

mäßig ausgeübten Beschäftigungen? In
der Regel wirel man unter eliesem Begriff
Nebenbeschäftigungen verstehen, wie

z. B. die schon in der „Volkstümlichen Zeit¬
schrift' 1929 Seite 604 angeführte Tätigkeit
eines Tischlers als Sonntagswächter. Wenn aber
eine alleinstehend«*, auf ihren Gesamt-
verelienst angewiesene Reinemachefrau

gleichzeitig noch als Hausgewerbtrei¬
bende tätig ist, dann kann man ehe Beschäf¬

tigung als Hausgewerbtreibende -

ganz gleich
welche Arbeitszeit sie* erfordert untl welchen
Verelienst sie* einbringt — nicht als arbeitslosen¬

versicherungsfreie Nebenbeschäftigung im Sinne
des § 75a -Absatz 1 AVAVG bezeichnen. Denn
beide Beschäftigungen werden berufsmäßig
ausgeübt, sie geben eler alleinstehenden Frau
elie notweneligen Existenzmittel.

Aus eliesen Betrachtungen folgt, dafi die Be-

Ireiungsanzeigen wegen geringfügiger Beschäf¬

tigung eingehend be*gründet se*in müssen, um

tlen Krankenkassen elie Mölichkeit zu geben, die

Voraussetzungen einer Arbeitsle>senVersiche¬

rungsfreiheit eingehenel zu prüfen. Es elarf wohl

erwartet «Verden, elaß elie Reichsanstalt für Ar¬

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
recht beilel elen Krankenkassen zweckent-

sprechende Vordrucke zugehen läßt. Wz.
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Haben bei Streit zwischen einer Kranken*

kasse und der Reichsknappschaft über

die Zugehörigkeit von Betrieben oder

Betriebsteilen die §§ 194. 195 RKG.

Geltung?
Zwischen einer Allgemeinen Ortskranken¬

kasse und der Reichsknappschaft besteht Streit

eiarüber, ob die von einigen Unternehmern auf

einer knappschaftspflichtigen Grube beschäf¬

tigten Arbeiter bei der Allg. Ortskrankenkasse

oder bei der Reichsknappschaft gegen Krank¬

heit zu versichern sind. Durch Vorentschei¬

dung hat der Vorsitzende des Beschlußaus¬

schusses des zuständigen Versicherungsamts
dahin entschieden, daß die Arbeiter bei der

Allg. Ortskrankenkasse zu versichern seien.

Auf Beschwerde der Reichsknappschaft hat das

Oberversicherungsamt die Sache gemäß
0 179Q, 1603 RVO. an das Reichsversiche¬

rungsamt zur Entscheidung abgegeben. Das

Reichsversicherungsamt — Erster Beschluß¬

senat für Kranken-, Invaliden- und Ange¬
stelltenversicherung — hat am 12. Juni 1929

nachstehende, im Auszug wieelergegebene Ent¬

scheidung — II K. 42 28 B. — getroffen: „in
erster Linie war zu prüfen, ob der vorliegende
Streit nach der Reichsversieherungsordnung
entschieden werden kann. Dies war im Gegen¬
satz zu der Auffassung des Oberversicherungs¬
amts zu verneinen.

Nach § 258 RVO. wird Streit zwischen Kran¬

kenkassen eiarüber, welcher von ihnen Betriebe

oder Betriebsteile angehören, vom Versiche¬

rungsamt (Beschlußausschuß) und auf Be¬

schwerde endgültig vom Oberversicherungsamt
entschieden. Unter „Krankenkassen" sind hier

nur die im § 225 RVO. bezeichneten Kassen zu

verstehen, also die Orts-, Land-, Betriebs- und

Innungskrankenkassen (zu vgl. Hahn-Kühne,
Hanelbuch tler Krankenversicherung, 10. und

11. Auflage, S. 415, Anmerkung 1 zu § 258).
Für Streitigkeiten zwischen einer der im § 225

RVO. bezeichneten Krankenkassen einerseits

und der Reichsknappschaft als Trägerin der

Krankenversicherung andererseits über elie Zu¬

gehörigkeit von Betrieben oder Betriebsteilen

gilt sonach tlie Vorschrift des § 258 nicht.

Wenn das Oberversicherungsarnt annimmt, daß

zur Entscheidung von Streitigkeiten der be¬

zeichneten Art durch § 1787 in Verbindung mit

§ 1775 RVO. das Versicherungsamt in erster

Instanz für zuständig erklärt sei, so ist elem

nicht zuzustimmen. § 17S7 schreibt zwar vor,

t.aß bei Streit zwischen einer Krankenkasse und

eiem Reiehsknappschaftsverein als Träger der

Krankenversicherung oder einer Ersatzkasse

i$ 1775 anzuwenden ist, unel nach elieser Vor¬

schrift hat elas Versicherungsamt zu entschei¬

den. Der $ 1787 RVO. bezieht sich aber nicht

auf Streitigkeiten zwischen einer Krankenkasse

und der Reichsknappschaft über elie Frage» eler

versicherungsreihtfichen Zugehörigkeit von Be¬

ti ieben oder Betriebsteilen. Gegen die Auf¬

fassung, daß >i 17S7 sich aul Streitigkeiten der

im § 258 bezeichneten Art zwischen einer

Krankenkasse unel eler ReicUsknappschaft be¬

ziehe, Spricht zunächst schon eler Umstand,
tlaß $ 1787 einen ganz aneleren Rechtszug an¬

ordnet, als er sonst für Versicherungsstreitig¬
keiten in der Krankenversicherung vorgesehen

ist. Denn während in den Streitfällen nach § 25S

RVO. und in den Streitigkeiten über das Ver¬

sicherungsverhältnis nach § 405 Abs. 2 RVO.
zunächst das Versicherungsamt, und zwar der

Beschlußausschuß, und auf Beschwerde end¬

gültig das Oberversicherungsarnt entscheidet,
hat nach § 1787 in Verbindung mit § 1775 zu¬

nächst das Versicherungsamt zu entscheiden,
ohne daß eine Entscheidung durch den Be¬

schlußausschuß vorgeschrieben wäre; gegen
diese Entscheidung des Versicherungsamts
wäre nach § 1792 die Beschwerde an das Ober¬

versicherungsarnt und gegen dessen Entschei¬

dung nach § 1797 die weitere Beschwerde an

das Reichsversicherungsamt gegeben. Abge¬
sehen hiervon ist aber von entscheidender Be¬

deutung, daß Streit darüber, ob ein Kranken-

^ersicherungsverhältnis zur Reichsknappschaft
begründet ist, nach den §§ 194, 195 des Keichs-

knappschaftsgesetzes in dem dort vorgeschrie¬
benen Spruchverfahren zu entscheiden ist, wo¬

nach im ersten Rechtszuge Verwaltung und

Geschäftsausschuß der in Betracht kommenden

Bezirksknappschaft, im zweiten Rechtszuge
elas Knappschafts-Oberversicherungsamtr im

letzten Rechtszuge das Reichsversicherungs¬
amt, und zwar ein Knappschaftssenat, zuständig
ist. Da nach § 225 Abs. 2 RVO. die Mitglieder
des Reichsknappschaftsvereins den im § 225

Abs. 1 bezeichneten Kassen nicht angehören
können, erledigt sich ein Streit darüber, ob die

in bestimmten Betrieben oder Betriebsteilen be¬

schäftigten Arbeitnehmer der Krankenversiche¬

rung bei einer elieser Kassen oder bei der

Reichsknappschaft unterliegen, mit der Fest¬

stellung, ob diese Arbeitnehmer Mitglieder der

Reichsknappschaft sind oder nicht. Zur Ent¬

scheielung hierüber sinel das Versicherungsamt
unel Oberversicherungsamt nicht berufen; diese

EntscheieJung hat das Gesetz vielmehr den in

den §§ 194, 195 RKG. bezeichneten Stellen vor¬

behalten, ehe nach eler darin zum Ausdruck

kommenelen Auffassung des Gesetzes durch die

Art ihrer Zusammensetzung größere Gewähr

für elie zutreffende Beurteilung knappschaft¬
licher Verhältnisse bieten.

Das Versicherungsamt hat hiernach im vor¬

liegenden Falle seine Zustäneligkeit überschrit¬

ten, wenn es elie Frage, ob elie von den drei

fremden Unternehmern auf der H.-Grube he-

schäftigten Arbeitnehmer eler Krankenversiche¬

rung bei tler Reichsknappschaft unterlie*gen,
geprüft unel verneint hat.

Seine Entscheielung mußte* deshalb aufge¬
hoben werelen."

Die Verweisung des Reichsversicherungsamts
auf den Instanzenzug aus §§ 194, 195 RKG.

elürfte verfehlt sein. Es hanelelt sich im vor¬

liegenden Streitfalle in e*rster Reihe um die

Feststellung, ob elie Betriebe oeler Betriebsteile

eler Unternehmer knappschaftlich sind. Hier¬

über hat aber nach § 2 Abs. 4 RKG. einzig und

allein der Reichsarbeitsminister nach Anhören

der zustäneligen obersten Lanelesbehörrle und

e*er Reichsknappschaft zu entscheiden. Seine

Entscheielung ist für elie Feststellung eles Ver*

siche»rungsve*rhältnisses einzelner Arbeitnehmer

bei Streit hierüber bindend« Die Entscheielung
des Reichsarbeitsministers würele sich nur elann

erübrigen, wenn es sich nicht um selbstänelige
Unternehmer handelte, se» elaß elie in Frage
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kommenden Arbeitnehmer als im Betriebe der

Grube beschäftigt zu betrachten wären. In

diesem Falle würde ihr Arbeitgeber der Unter¬

nehmer eier Grube sein, die unzweifelhaft einen

knappschaftlichen Betrieb darstellt. Aus der

Sachhige der Entscheidung ist zu entnehmen,

tlaß tue Arbeiter von den Unternehmern be¬

se häftigt werelen, sonach eliese als selbständige

Unternehmer über die Arbeitskraft der Ar-

beiter zu verfügen haben und ihnen auch der

wirtschaftliche Ertrag der von den Arbeiten

verrichteten Arbeiten zufließt. Es muß daher

zunächst festgestellt werelen, ob die Betriebe

dieser Unternehmer, unel zwar ganz, oder we¬

nigstens ehe* für tlie* Verrichtung von Arbeiten

in Bergwerksbetrieben bestimmten Betriebsteile

knappschaftliche Betriebs im Sinne eler §§ 1

und 2 RKG. bilden. Diese Entscheidung ist

abe*r, wie bereits angeführt, tlem Reichsarbeits¬

minister vorbehalten« Stellen nach der Ent¬

scheidung eles Reichsarbertsministers elie Be-

triebs odei Betiiebsterle ehr Unternehmer

knappschaftliche Betriebe dar, elann können

erst, wenn noch Streit eiarüber besteht, elie* be-

rwfenen Stellen entscheiden, ob tlie* Unterneh¬

men irl>er ter Mitglieder eler Reichsknappschaft
sintl oder nicht.

Der Grundsatz eler Entscheielung eles Reichs¬

versicherungsamts ist in tler „Arbeiterversor¬

gung" — Heft 29 19» S. 454 - veröflentlicht,

ohne elaß hieran erne Kritik geknüptt ist.

Max Bulla, Köln.

Zu der Entscheidung des Reichsgerichts
vom 15. Februar 1929

(..Volkstüml. Zeitschr. 1929 Seite 4f)5) schreibt

Di. Alfons Hoffmann in eler „Juristischen

Wochenschrift*4 1^2^ Seite 1472 folgendes:

Das Urteil teilt mit den Erörterungen über

die subjektive Seite des in Frage* stehenden

Tatbestandes den schon früher (vgl. RGSt. 25,

104; 28, 5; 3U, 333; 50, 133) eingenommenen

Standpunkt: Es genüge tlas Bewußtsein untl eler

Wille, die geschuldeten Zahlungen zu unter¬

lassen. Das bewußte untl gewollte Vorenthalten

brauche nicht durch eine* besondere Schadi-

gungsabsicht motiviert zu sein.

In Ansehung tles objektiven Tatbestandes des

$ 533 RV(). bringt die Entscheidung Neues. Sie

gibt tlen Anhalt, tlas der genannten Vorschrift

wesentlichste I atbestandsmerfcmal der „Ein-

behahung
"

begrifflich zweifelfrei festzulegen
und damit tlie in tler Praxis hinsichtlich dieses

Begriffes vorhanelenen Schwierigkeiten zu be¬

seitigen.
I. Die* in $ 533 RVO. genannte Einbehaltung

srt/t eine ausdrückliche Befugnis zu einer der«

artigen Lohnbeetnträchtigung voraus. Gemäß

$ W3 RVO« ist der Arbeitgeber grundsätzlich
auch hinsichtlich dei BeitragStefle der Ver¬

sicherten Schuldner eler Krankenkasse. An sich

wäre ei es nach $ 381 Abs. 1 in Verbindung
mit $$ 380 unel lo5 RVO« nur zum Betrage von

einem Drittel ehr zu zahlenden Beitrage. Die*

Einbehaltungsbefugnis tles $ 3ü4 in Verbindung
mit $ 395 ist daher tler vom Gesetz gewahrte
Ausgleich tür eliese Verpflichtung«

II. Die Einbehaltung ist danach eine gesetz¬
lich gestattete Lohnbeeinlrächtigungsasnfinahme«
Während tlie anderen gesetzlichen Lohnbeein¬

trächtigungsformen, che Aufrechnung, Zurück¬

behaltung, Verwirkung und Anrechnung be¬

grifflich und in ihrer rechtlichen Struktur er¬

kannt sind, fehlt es an einer eindeutigen Fest¬

legung des Begriffs der Einbehaltung. Die Ein¬

behaltung ist ein Rechtsbegriff wie die Auf¬

rechnung, Zurückbehaltung und die arbeitsver¬

tragliche Anrechnung (vgl. hierzu meine „Ar¬

beitsvertragliche Anrechnung", 1929). Die Tat¬

sache, daß sie genau wie die genannten Rechts¬

phänomene faktisch als „Abzug" in Erscheinung

tritt, elart über ihre Rechtsnatur nicht täuschen.

III. Das RG. eieutet den Begriff der Einbehal¬

tung auf Grund einer ganz bestimmten, für die

Erörterung des $ 533 neuartigen Sachlage. Den

bisher zur Verurteilung aus dem § 533 RVO.

oder elem früheren $ 82b KrankVersG. gelan¬

genden reichsgerichtlichen Erkenntnissen lag

immer eler Tatbestand zugrunde, daß der Arbeit¬

geber elie Löhne nur in Höhe des elurch elie

betreffenelen Versicherungsbeiträge gemin¬

derten Betrages auszahlte unel die Abführung

der «abgezogenen Beiträge unterließ. Dabei

würele es stets als unerheblich angesehen, ob

eler Abzugsbetrag sich nach eler Entlohnung

als Barmittel tatsächlich noch im Vermögen

des Arbeitgebers befand oder ob das nicht eler

Fall war, eler Arbeitgeber also bei beelrängten

Vermögensverhältnissen elie eigentlich an ehe

Krankenkasse abzuführenden Beträge mit zur

Auslohnung seiner Arbeiter verwandte. Man

mag im letzteren Falle aus wirtschaftlichen Er¬

wägungen vielleicht elen reichsgerichtlichen

Standpunkt beelauern. Denn es ist elurchaus

möglich, daß elem Arbeitgeber, dessen Mittel

infolge eler Berücksichtigung eler Kranken¬

kassenbeiträge gerade zur Entlohnung aus¬

reichen, eine Arbeitnehmerschaft gegenüber¬
steht-, die e*s ablehnt, ihren Lohnanspruch in

Höhe eles an ehe Kasse zu zahlenelen Betrage*s

einstweilen unbefriedigt zu lassen. Der Arbeit-

geber müßte seinen Betrieb tlann schließen,

wodurch wirtschaftliche Werte vernichtet wer¬

den könnten. Dennoch ist gcnjen den reichs-

gerichtlichen Standpunkt auch im letzteren Falle

nichts einzuwenden, da er elurch eine zutreffende

zweifelfreie Auslegung eles 1 atbestanelsmerk-

mals ,,Einbehaltung" bestimmt wirel. Jeele Kür¬

zung eles Lohnbetrages um ehe Beitragsteile*
erfüllt tlen Tatbestand tler Einbehaltung. Dieses

besonders klar an einer entgegengesetzten Sach¬

lage dargelegt zu haben, ist ehe Bedeutung der

vorliegenden Entscheitlung, die damit elem im

Sozialversicheruiigsiecht herrschenden elringen-

elen Bedürfnis entgegenkommt, zum Schutze*

einer gesunden, einheitlichen Entwicklung der

immer mehr an Bedeutung gewinnenden Sozial¬

versicherung ehe Tatbestandsmerkmale tler

strafrechtlichen Vorschriften eindeutig festzu¬

legen. Im vorliegenden Falle ist keine Verwen¬

dung der th*r Krankenkasse* vorenthaltenen Be¬

trage im Interesse* des Arbeitgebers erfolgt,
sonelern elie* aul elie* Arbeitnehmer entfallenden

Bertragsteile* sind den Arbeitern zusammen mit

dem übrigen Lohnbetrag zugeführt worden.

Eine an sich im Interesse* des Arbeitnehmers

vorzunehmende Verfügungsbeschränkung ist

elurch diese Maßnahme des Arbeitgebers nicht

erfolgt. Dieses Verhalten aber steht eiern Be¬

griff eler Einbehaltung entgegen. Denn ern

Betrag ist im Sinne des $ 533 RVO. Immer
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nur dann einbehalten, wenn er zu

Zweckender Verwendung im Inter¬

esse des Arbeitnehmers dessen Zu¬

griff entzogen ist. Von diesem Stand¬

punkt ist es auch richtig, wenn das RG. eine

Einbehaltung dann angenommen haben würde,

wenn ausdrücklich oder stillschweigend ver¬

abredet worden wäre, deiß der Arbeitgeber mit

eigenen Mitteln die betreffenden Beträge zahlen

sollte. Denn dann würde ein Lohn gezahlt sein,

bei dem diese Tatsache entsprechend berück¬

sichtigt ist. Zweifelhaft ist es aber, vom Boden

der entwickelten Anschauung anzunehmen, der

Arbeitgeber habe, wenn er die eigentlich zu

kürzenden Lohnteile mit auszahlte, eine Schen¬

kung gemacht. Die Schenkung setzt begrifflich
eine aus eigenem Vermögen stammende

unentgeltliche Zuwendung voraus. Diese Vor¬

aussetzung ist hier aber nicht erfüllt. Denn die

Beitragsteile würele im Falle der Zuführung an

die Krankenkasse im Interesse eler Arbeit¬

nehmer verwandt worelen sein. Die Arbeit¬

nehmer haben also etwas erhalten, was an sich

— im Falle eler Einbehaltung zumindesten wirt¬

schaftlich — ihrem Vermögen zugehörte.

Anwendung des § 68 Abs. 1 des RKG«

Für versicherte Angestellte, elie aus knapp¬
schaftlichen Betrieben ausgeschieden sind, hat

das Reichsversicherungsamt am 11. April 192^

(Ha Kn. 990/28, 5) ausgesprochen, daß vom

1. Juli 1926 an ehe Beitragszahlung zur An¬

gestelltenversicherung für die Erhaltung der

Anwartschaft auf Leistungen der Angestellten¬
pensionskasse auch dann gilt, wenn der Wr¬

sicherte vor elem 1. Juli 1926 aus eler An¬

gestelltenabteilung eler Pensionskasse oeler aus

der Beamtenabteilung eines früheren Knapp¬
schaftsvereins ausgeschieden ist.

Bisher brauchten ehe Angestellten, elie nach

dem 1. Juli 1^20 aus knappschaftlichen Be¬

trieben ausgeschieden unel bei eler Reichs¬

versicherungsanstalt fi r Angestellte versichert

waren, keine Anerkennungsgebühr zahlen;
nunmehr auch nicht mehr elie im gleichen Ver¬

hältnis stehenelen Angestellten, ehe vor elem

1. Juli 1^20 ausgeschieden sinel. Die Erstattung
eler Gebühr soll auf Antrag geschehen.

Uebernahme von SozialVersicherungsbei¬
trägen als Teil des Lohnes.

Nicht nur Arbeitgebern, sondern auch amt¬

lichen Stellen, die sich mit der Einziehung von

Sozialbeiträgen befassen, ist die Recht¬

sprechung des Reichsversicherungsamtes zu

dieser Frage vielfach unbekannt. Wh geben
deshalb die Rechtslage im folgenden wieder:
Ob in der Uebernahme der Arbeitnehmerbei-

tragsanteile zur Sozialversicherung eine eler

Schenkung gleichzuachtende freiwillige Zu¬

wendung oder ein Entgelt zu erblicken ist, ist

jeweils nach Lage des Einzelfalles zu beurteilen.

Hat eler Arbeitgeber ausdrücklich elie Ver-

p f 1 i c h t u n g übernommen, die gesamten

Beiträge zur Sozialversicherung zu tragen, so

ist der sonst gesetzlich auf den Versicherten

entfallende Beitragsteil als Entgelt anzusehen,

also elem für elie Höhe der Beitragsentrichtung
maßgebenelen Le^hne zuzurechnen. Auch ohne

eine solche auselrückliche Vereinbarung ist ele*r

vom Arbeitgeber übernommene Arbeitnehmer¬

anteil an elen Versicherungsbeiträgen elann als

Entgelt anzusehen, wenn eliese Uebernahme

gewohnheitsmäßig erfolgt, el. h. wenn

ortsüblich allgemein ehe vollen Sozialversiche-

iimgsbeitrage VOO elen Arbeitgebern getragen

werelen. Fügt sich indessen ein Arbeitgeber
diesem örtlichen Gebrauch nicht und erklärt er

elem Arbeitnehmer gegenüber auselrücklich,

dessen Beitragsteil lediglich freiwillig, also

jederzeit Widerruflich tragen zu wollen, so

rechnen eliese übernommenen Arbeitnehmer¬

beitragsanteile nicht zum Lohn.

Trägt demnach ein Arbeitgeber elie gesetzlich
auf den Versicherten entfallenden Beitrags-
enteile zur Sozialversicherung weder auf Grund

eines Uebereinkommens mit dem Versicherten,
noch gewohnheitsgemäß, sondern unterläßt er

lediglich t r e i willi g tlen Abzug eles Bei¬

tragsteiles des Versicherten vom Lohn, se> kann

tle*r Versichertenanteil nicht als Entgeh be¬

trachtet werden, er ist demnach ohne Einflui

auf ehe Höhe tles für tlie Beitragsleistung maß¬

gebenelen wöchentlichen Arbeitsverdienstes

(vgl. Entsch. des RVA. vom 12. Juni 19»,

„Volkstüml. Zeitschr. 1929 S. 504).

Angestellte und Beamte.

Fortbildungskurse, Prüfungen

In Düssehlorf besteht eine staatliche Fach¬

schule für Wirtschaft unel Verwaltung, an ehr

Mitglieder der verscl iedenen Gewerkschaften

elurch hauptamtliche Dozenten SOWeil aus- untl

fortgebildet werden, dafi sie nach Abschluß tles

Unterrichts Stellen als Ver bandsangestellte unel

ahnliche Stellungen übernehmen können. An

dieser Fachschule* sind sert mehreren Jahren

auch Ausbildungskurse für Krankenkassen-

angestellte eingerichtet worden« Diese* Kurse

finden zweimal wöchentlich an Nachmittagen
statt untl dauern ein Jahr. Der Unterricht wirel

zum Teil elurch tlie* wuiptamtlichen Dosenten

tler Fachschule, zum anderen 1 eil elurch

Kassenpraktiker erteilt.

Trotz eles Bestehens elieser Kurse* hat sich

elie Notwendigkeit herausgestellt, besonders rein

fachliche Kurse einzurichten, in denen elit

KassenangesteUten hauptsächlich auf elie* Ah-

legung de*r Prüfungen vorbereitet werden« In

diesem Winterhalbjahr werden Zwei Kurse* ab¬

gehalten. Der eine (A) Kursus ist gedacht tüi

solche Angestellte! tlit* demnächst die erste

Prüfung ablegen wollen, wahrend der zweite

(B) Kursus von den Angestellten besucht wird,

tlie* sich zur Beförderungsprüfung melden

wollen. Es war schwierig, tür tlen A-Kursus

tlit* richtige Unterrichtsmethode zu finden, da

tue* Teilnehmer ganz verschieden im Alter and

in ihrer bisherigen Vor- unel Ausbildung sintl.

An diesem Kursus nehmen teil: Anwärter (das

sintl jüngere Angestellte, tlie* erne- eudnungs-

müßige Lehrzeit bei einei Krankenkasse durch¬

gemacht haben) unel ältere* Angestellte, die, aus

anderen Beraten kommend, seit einigen Jahren

im Kassendienst tätig sintl. teilweise haben

diese Angestellten die Kurse an der Fachschule
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besucht. Nach einer Aussprache am ersten

Kursusabenel wurde beschlossen, daß, dem

Prüfungsgebiet eler ersten Prüfung entsprechend,
elas 2. unel 5. Buch der RVO. durchgenommen
werelen solle, unel zwar in der Form, elaß die

einzelnen Paragraphen vorgelesen und dann

von dem Kursusleiter die einzelnen Sätze zer¬

legt und erklärt werelen. Auf positive Mitarbeit

alh-r Teilnehmer in eler Art der seminaristischen

Arbeitsweise soll besonders geachtet werden.

An elen bisher abgehaltenen Kursusabenden

würele in elieser Weise gearbeitet. Es zeigt sich,

elaß diese Arbeitsmethoele für diesen Kursus

erfolgreich ist. Wenn es sich als notwendig
erweist, wirel selbstverständlich auch kurz auf

elie Bestimmungen anderer Gesetze über¬

gegriffen. So würele zum Beispiel bei der Be¬

stimmung des Begriffes „Handlungsgehilfe'
(S 1Ö5 RvO.) auf die Fortzahlung eles Gehalts

nech elem Handelsgesetzbuch hingewiesen unel

tlann die Frage gestellt, ob und nach welchen

Bestimmungen auch die bei elen Krankenkassen

beschäftigten Personen Anspruch auf Weiter¬

zahlung haben. Durch solche kurze Zwischen¬

fragen wird das Interesse wachgehalten unel

erne lebhafte Mitarbeit erreicht.

Für den B-Kursus wurde von Anfang an die

i fin seminaristische Arbeitsweise gewählt. Die

Altersunterschiede der Teilnehmer sind nicht

besonders groß; ihre fachlichen Kenntnisse sinel

ziemlich gleichwertig. Die Stoffgebiete werden

unregelmäßig allen Büchern eler RVO. ent¬

nommen. Insbesondere wird auf elie Bearbei¬

tung solcher Gebiete Wert gelegt, mit denen

tlie Angestellten in ihrer praktischen Tätigkeit
weniger zu tun haben. So haben wir zum Bei¬

spiel an einigen Abenelen gearbeitet an elem

„Verfahren in eler Se^zialversicherung". Bei

diesem Thema hat uns elas Heft Nr. 14 eler

Fortbildungsschriften des Zentralverbandes eler

Angestellten, von Ministerialrat von G e 1 -

d e* r n
, gute' Dienste* geleistet. An aneleren

Abenden haben wir bearbeitet „Die Versiche¬

rungspflicht", »Das Verwaltungszwangsver-
tahren", wobei wir auch elie in der „Volkstüm¬
lichen Zeitschrift gestellten Aufgaben mit ver-

wendet haben. Wenn e*in Thema genügend be¬

arbeitet ist, wirel ein anderes für elie nächsten

Abende festgelegt.

Gelegentlich eler Aussprache auf einer Gau-

tachgruppeMikonferenz Rheinland-Westfalen eles

Zentralverbandes der Angestellten wurde wie
der festgestellt, tlaß die Zulassung von Hilfs¬

mitteln sowie die Art eler Durchführung eler

Prüfung l>ei elen einzelnen Prüfungsämtern
ganz unterschiedlich gehandhabt wird. Es ist

/um Teil se>gar sei, tlaß Ihm elen Prüfungs¬
ämtern elie einzelnen Ausschüsse erne ver-

schieelenartige Regelung getroffen haben. So

wirel zum Beispiel her manchen Prüfungsämtern
eine Textausgabe» der RVO. zugelassen, wäh¬

rend andere Prüfungsämter ehe Benutzung nicht

gestatten. Einige Prüfungsausschüsse stellen

l>e*i elen Prüfungen verschiedene Themen, unter

denen der Prüfling wühlen kann, während

meiere- jedem Prüfling ein bestimmtes Thema

aufgeben. Dafi bei einer freien Wahl unter

verschiedenen Themen eht» Prüfung in eler

Regel beeleutenel erleichtert wirel, ist wohl ohne

weiteres anzunehmen. Gelegentlich sollen Fra¬

gen gestellt worden sein, tlie mit der Fach¬

prüfung eines Krankenkassenangestellten nicht

das geringste zu tun haben und deren Be¬

rechtigung auch aus der Prüfungsordnung nicht

hergeleitet werden kann. Es ist dringend er-

torderlich, daß den Vorgängen bei den Prü¬

fungen ehe allergrößte Aufmerksamkeit ge¬

schenkt wird. Ich schlage deshalb vor, bei

jeder Gauleitung des Zentralverbandes der An¬

gestellten einen Kassenangestellten zu bestellen

oder zu wählen, der die Aufgabe hat, die Art

eler Durchführung der Prüfungen im Bereich

tles Gaues zu beachten unel eine ständige Füh¬

lung mit den Mitarbeitern in den Prüfungs-
amtern herbeizuführen. Dieser hätte auch die

Aufgabe, Beschwerden nachzuprüfen und, even¬

tuell durch Vermittlung der Gauleitung, durch

Rücksprache mit den Mitarbeitern der be-

treffenelen Prüfungsämter nachzuprüfen und,
wo möglich, für Abhilfe zu sorgen. Durch eine

solche Einrichtung würde auch die meines Er¬

achtens unbedingt notwendige enge Fühlung
mit den Mitarbeitern in den Prüfungsämtern
herbeigeführt. L. Berten. Düsseldorf.

Die Angestellten der Betriebskranken¬

kassen und die Reform der Kranken¬

versicherung.

Durch einen Referentenentwurt des Reichs-

arbeätsministeriums über Vorschläge zur Aende¬

rung der Krankenversicherung sind die Reform-

be*strebungen in der Sozialversicherung der

Wirklichkeit ein Stück näher gerückt. Seit

Jahren ist diese Bewegung in allen nuSglichen
beteiligten und unbeteiligten Kreisen Gegen¬
stand eingehender Erörterungen gewesen. Könnte

die Anzahl de*r über dieses Problem gehaltenen
Rexlen und die Menge des dabei verdruckten

Papiers als Maßstab gelten, so müßte mit einem

gewaltigen Umsturz der Krankenversicherung

ZU re?chnen sein. Leider wäre ein solchem Opti¬
mismus nicht am geeigneten Platze. Vielmehr

berechtigt die jetzige Zusammensetzung des

Parlaments zu der Behauptung, daß dieser Lärm

wohl ein Lärm um nichts gewesen sein wird.

Gewiß besteht auf dem Gebiete der Kranken¬

versicherung die Notwendigkeit gewaltiger
Aenderungen, zumal in organisatorischer Hin¬

sicht; aber gerade in diese*r Richtung wird das

Ergebnis ein sehr dürftiges sein. So wird vieles,

das längst der Vergangenheit angehören sollte,

auch weiterhin bestehen bleiben. Dazu dürfte,

soweit schon heute vorauszusehen ist, die

Rechtsstellung der Angestellten

der B e t r i e b s k r a n k e n k I s s e n zu rech¬

nen sein. Obwohl dieser BerutsgTuppe über

1000 Angestellte angehören, sind doch bisher

sehr wenyf Klagen über ihre berufliche Rechts¬

stellung an die Oeffentlichkeit gedrungen. Es ist

deshalb höchste Zeit, daß der Gesetzgeber auf

die unhaltbare Stellung dieser Angestellten hin¬

gewiesen wird, in der Erwartung, mit seinem

..eisernen Be?sen" nicht achtlos an den Anstel¬

lungsverhältnissen dieser Berutsgruppe der

Sozialversicherung vorüberzugehen.
Welchen arbeitsrechtlichen Best im mungen

unterließen eigentlich die Angestellten der Be¬

triebskrankenkassen? Die Bezeichnung ^An¬
gestellte der Betriebskrankenkassen." ist bereits

rechtlich nicht ganz einwandfrei. Bei den Be¬

triebskrankenkassen bestellt nämlich der Arbe it-
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geber des Betriebes auf seine Kosten und Ver¬

antwortung die für die Geschäfte der Kranken¬

kasse erforderlichen Personen. Diese sind

demnach keine Angestellten der Be?triebs-

krankenkassen, sondern reine Privat¬

angestellte des BetriebsiiYhabers, elie auch

nur privatrechtlich mit ihrer Stellung

verbunden sind. Der Unternehmer kann sie*

demnach willkürlich einstellen und entlassen,
und zwar ohne auf die Organe der Betriebs¬

krankenkasse irgendwelche Rücksicht zu

nehmen.

Was bedeutet diese Rechtsstellung? Kurz ge¬

sagt: einen rechtlichen Nonsens! Die Betriebs¬

krankenkasse ist wie jede andere Krankenkasse*

(Orts-, Land-, Innungskrankenkasse) ein völlig
in sich abgeschlossener Versicherungsträger
der Krankenversicherung, der nur die Eigenart
hat, daß der Personenkreis seiner Versicherten
mit einem Wirtschaftsbetriebe übereinstimmt,
also ein selbständiges Organ in einem Wirt¬

schaftskörper bildet. Auch ist die Verwaltung
der Krankenkasse durch gesetzliche Vorschriften
vollständig von dem Betriebe des Unternehmers

getrennt. Die Betriebskrankenkasse hat ihre

eigenen Verwaltungsorgane (Vorstand und

Ausschuß), ihre eigene Buch- und Kassenfüh¬

rung, ihr eigenes Vermögen und demnach in

summa auch ihre eigenen Interessen.

Diese Interessen können nicht allein von den

ehrenamtlich tätigen Vorstands- und Ausschub¬

mitgliedern wrahrgenommen werden, sondern

dazu gehören, wie bei jedem anderen Versiche¬

rungsträger, Angestellte. Wie sollen aber diene

Angestellten die Interessen der Krankenkasse

wahrnehmen, wenn sie nicht von dieser, son¬

dern von einer ganz anderen Person angestellt
und nur dieser gegenüber in ihrer Arbeit ver

antwortlich sind? Richtig gesagt, bedeutet diese

Rechtsstellung, daß ein Angestellter bei einer

Betriebskrankenkasse die Interessen der Kran¬

kenkasse nur so zu vertreten hat, dab er dabei

nicht zugleich die Enteressen seines Brotherrn

verletzt. Beides zugleich ist aber unmöglich.
Entweder wahrt der Angestellte die Interessen

der Krankenkasse oder die» seines Arbeitgebers.
Es ist e*in altes Sprichwort, daß niemand zu¬

gleich zwei Herren dienen kann, auch dann

nicht, wenn das Gesetz diesen Unsinn ver¬

langt! So stehen die Angestellten ber den Be¬
triebskrankenkassen zwischen zwei Interessen¬

gebieten; eine gesetzliche Mißgeburt, die* in der

gesamten Gesetzgebung einzig dasteht. Dafi

sich die Angestellten hierbei mehr der Arbeit¬

geberseite» zuwenden, bedingt ihr Selbsterhal¬

tungstrieb und ist nicht ihre* Schuld, sondern

die des Gesetzgebers, denn welcher Angestellte
würde es unter den heutigen Arbeitsverhält¬
nissen wagen, den Interessen Beines Arbeit¬

gebers entgegenzuarbeiten. Andererseits zwingt
ihn aber das Gesetz ber mehreren Voraus¬

setzungen zu dieser Stellungnahme, ob dire*kt

oder indirekt. Es darf nur an die Haftung des

Arbeitgebers bei Betriebsunfällen ($ 003 RVO.),
an Schadenersatzleistungen ($ 1542 RVO.) bei

vorliegendem Verschulden des Arbeitgebers,
an die rechtzeitige Abführung der Arbeitslosen-

Versicherungsbeiträge usw. erinnert werden.

ohne auf die indirekten Angelegenheiten
(Schweigepflicht usw.) einzugehen.

Daß hierdurch die Betriebskrankenkassen und
insbesondere deren Versicherte die Leidtragen¬
den sind, be<larf deshalb wohl keiner näheren

Erörterung. Die Versichertenvertreter der deut¬
schen Betriebskrankenkassen haben darum in

ihren Vorschlägen zur Aenderung der Reichs¬

versieherungsordnung mit Unterstützung des

ADGB. die Forderung ge?stellt, die Rechtslage
der Angestellten für die Betriebskrankenkassen

unbedingt zu ändern. Ehe Betriebskrankenkassen

sind öffentlich-rechtliche Körperschaften, und

es ist eine unmögliche Rechtslage, deren Inter¬

essen durch Angestellte wahrnehmen zu lassen,
die im Dienstrecht einer Privatperson Stehen.
Die Versichertenvertreter verlangen deshalb,
daß die Angestellten der Betriebs¬

krankenkassen durch den Kassen¬

vorstand nach den Vorschriften

der anderen Krankenkassen an¬

gestellt und auch dem gleichen
Dienstrecht unterworfen werden

(vgl. H 34Qff. RVO.).

Diesen Forderungen müßten sich eiie An¬

gestellten der Betriebskrankenkassen bereits aus

eigenem Entschluß anschließen und für ihre

Verwirklichung bestrebt sein. Bedeuten sie doch

nichts anderes, als daß die Angestellten dtr

Betriebskrankenkassen aus der Rolle der Min¬

derwertigkeit, die sie zurzeit meistenteils in den

Betrieben innehaben, in eine dem Verhältnis

ihrer verantwortungsvollen Arbeit entsprechende
Stellung gehoben werden, in der sie frei von

jeder privaten Interessentensphäre ihre Arbeits¬

kraft voll de*r deutschen Sozialversicherung zur

Verfügung stellen könnten. Ehe Gewerkschaften

der Angestellten und Arbeiter werden in den

kommenden Wochen zu den Reformvorschlägen

der Krankenversicherung überall eingehend
Stellung nehmen. Die VCahruny der B e -

rufsinteressen muß hierbei für elie An"

gestellten der Betriebskrankenkassen das Gebot

der Stunde sein! A. Friedrich, Leipzig.

Unterrichtskurse in Nordwestdeutsch¬

land.

Der Gau Noreiwestmark des Zentralver¬
bandes eler Angestellten hält gemeinsam mit

dem Landesverband Norden tles Hauptver¬
bandes deutscher Krankenkassen auch für das

kommende Winterhalbjahr Unterrichtskurse* in

Bremen. Bremerhaven und Ham¬

burg al>. Es ist eine Einteilung in Unterkurse
und Mittelkurse vorgenommen dergestalt, dafi
in Bremen, Bremerhaven und Hamburg je* ein

Unterkuiaus, in Bremen e*in und in Hamburg
zwei Mittelkurse* laufen. Der Lehrplan erfaßt
die Krankenversicherung unel tlie wichtigsten

Grenzgebiete. Als Lehrer sintl zum Teil tue* be¬

reits früher erfolgreich tätig gewesenen Pi

sonen wieder gewonnen. Die* Untt*rkurse* Im

ginnen im Monat Oktober, sie* werden im Mo¬

nat Pebruar abgeschlossen, während tlit* Mittel¬

kurse im Mai nächsten Jahres enden.

Fortbildungskurse im Bezirk Zwickau.

Die Bezirksgruppe Zwickau des Zentralve r-

I andes eler Angestellten hat für ihren Bezirk

Kurse für die Fortbildung ele*r Krankenkassen-

ingestellten eingerichtet, die vom Monat Ok-
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tober bis zum März nächsten Jahres laufen.

Die Themen behandeln: „Die Invaliden unel

die Unfallversicherung'*, „Aenelerungen der

Wochenhilfebestimmungen *', „Reform der

RVO.", „Aenderungen im Arbeitslosenversiche¬

rungsgesetz", „Die Angestelltenversicherung",

„Die neuesten Entscheidungen des Reichsver¬

sicherungsamts u. a. Versicherungsbehörden im

Jahre 1929'.

Für die Kurse stehen hervorragende Prak¬

tiker und Theoretiker aus der Sozialversiche¬

rung zur Verfügung.

Rechtsprechung.
I.Wenn dem Arbeitgeber innerhalb der

Meldefrist eine Bescheinigung der Er¬

satzkasse vorgelegt wird, dann darf er

den Beschäftigten nicht bei der Zwangs¬
kasse anmelden.

2. Der Arbeitgeber hat nicht zu prüfen, seit

wann der Beschäftigte Ersatzkassenmit¬

glied ist.

3. Besteht die Ersatzkassenmitgliedschaft
nicht seit dem Beschäftigtingsbeginn,
dann wird der Beschäftigte zunächst Mit¬

glied der Zwangskasse, bis durch die Er¬

satzkassenmitgliedschaft in anderer Weise

für seinen Schutz in Krankheitsfällen ge¬

sorgt ist. Für die Dauer der Zwangs-
kassenzugehörigkeit sind die satzungs-
mübigen Beiträge zu entrichten.

Entscheidung des Reichsversicherungsamts
vom 17. April 1929 (II K. 180/28 B.), veröffent¬

licht in elen Amtl. Nachr. IV S. 301.

Gründe: Der Maurermeister- St. in E. hat

die in der vorgenannten Entscheidung be¬

zeichneten Arbeitnehmer, elie währenel eler

ersten dre-i Tage nach Beginn der Beschäf¬

tigimg bei ihm Mitglieder der „Kranken- und

Sterbekasse für das Deutsche Reich" pe?-

worden sind und ihm eine Bescheinigung über

ihre Mitgliedschaft während der gleichen Frist

vorgelegt haben, nicht ber der zuständigen

Pflichtkasse», der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse für den Landkreis Lüne-burg, gemeldet
und kerne Beiträge für diese Arbeitnehmer be¬

zahlt. Nachdem die Allgemeine Ortskranken-

kasse für den Landkreis Lüneburg bei einer

Durchsicht der Geschäftsbücher drs Maurer¬

meisters St. testgestellt hatten welche Arbeit¬
nehmer er nichl gemeldet hatte-, hat sie- von

ihm die Zahlung der Beiträge* für diese Arbeit¬

nehmer für die* Ze*it vom Beginn ihrer ver¬

sicherungspflichtigen Beschäftigung bis zum

Ausscheiden aus der Tätigkeit oder bis /ur

e^rdnungsn.äbigen Abmeldung verlangt. Der

Maurermeister St. hat sich geweigert, die- ge¬
forderten BettT&ge IU zahlen und hat beim

Versicherungsami in Lüneburg beantragt, fest¬

zustellen, dab er zur Zahlung der Beitrüge
nieht verpflichtet sei. Er vertritt die Ansicht,
dab nach $ 519 der Rerchsversierhenmgs-
ordnung Mehle- unel Beitragspflicht in jedem
Fall ausgeschlossen seien, in dem der Arbeit¬
nehmer die* Bescheinigung über die Zugehörig¬
keil zu einer Frsatzkasse innerhalb der Melde¬

frist vorlegt. Die B'-schwe-rdegegnerin ist der

Meinung, dab die Vorschrift des $ 510 der

Reichsversieherungsordnung nur für die Fälle

gelte-, in denen der Arbeitnehmer schon bei

Beginn der versicherungspflichtigen Beschäf¬

tigung einer Frsatzkasse angehört, und daß in

allen anderen FUlen der Arbeitgeber melde-

pflichtig sei und die Beiträge bis zur Ab¬

meldung oder bis zum Ausseieiden der Ar¬

beitnehmer aus der Beschäftigung zahlen

müsse. Sie hat beantragt, die Beitragspflicht
des Beschwerdeführers festzustellen. Der Vor¬

sitzende de*s Versicherungsamts Lüneburg hat

sich in der Entscheidung vom 14. Juli 1928 der

Rechtsansicht der Beschwerdegegnerin an¬

geschlossen und dahin entschieden, dab der

Beschwerdeführer zur Zahlung der Beiträge
für die in Frage kommenden Arbeitnehmer

verpflichtet sei. Dagegen hat der Maurer¬

meister St. rechtzeitig Beschwerde erhoben.

Das Oberversicherungsarnt Lüneburg hat durch

Beschiub vom 8. Oktober 1928 die Sache ge¬

mäb §§ 1799, 1093 der Reichsversieherungs¬
ordnung zur grundsätzlichen Entscheidung der

streitigen Rechtsfrage an das Reichsversiche¬

rungsamt mit dem Bemerken abgegeben, daß

es die Rechtseinsicht de?s Versicherungsamts
teile

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Geigen die Abgabe an das Reichsversiche¬

rungsamt zur grunelsätzlichen Entscheidung

(zu vergleichen <$ 1799, 1693, 405 Absatz 2 der

Reicrhsversicherungsordnung) und gegen elie

Zulässigkeit der Beschwerde bestehen keine

Be?denken.

Seichlich mußte die Beschwerde teilweise

E:rfolg haben.

Nach S 519 Absatz 1 der Rerchsversiche-

rungsordnung hat der Arbeitgeber Beschäf¬

tigte*, die ihm die Bescheinigung über ihre

Zugehörigkeit zu einer Ersatzkasse (zu ver¬

gleichen § 517 Absatz 2 der Reichsversiehe¬

rungsordnung) innerhalb der Meldefrist (zu

vergleichen $ 317 der Reichsversieherungs¬
ordnung) vorlegen, der Krankenkasse nicht zu

melden. Der Arbeitgeber darf danach solche

Arbeitnehmer, die ihm elie Bescheinigung
innerhalb der Meldefrist vorlegen, gar nicht

bei der Pflichtkasse melden (zu vergleichen
E. 3036II, AN. 1027, S. 258 A. EuM., Bd. '20.

S. 302, Nr. 139; E. 3061 II, AN. 1927, S. 342

= EuM. Bd. 20, S. 290, Nr. 138). § 519 der

Rerchsversicherungsordnung macht dabei

keinen Unterschied zwischen den Fällen, in

denen der Arbeitnehmer schon bei Antritt der

versicherungspflichtigen Beschäftigung Mitglied

einer Ersatzkasse ist, und jenen, in denen er

es erst nach Be?ginn der versicherungspflich¬
tigen Tätigkeit wird. Alleinige Voraussetzungen
der Pflicht zur Unterlassung der Meldung ist

vie*lme*hr, eiafi der Arbeitnehmer die Be¬

scheinigung über seine Zugehörigkeit zur Fr¬

satzkasse dem Arbe itgeber innerhalb der

Meldefrist vorle?gt. Etwas anderes ergibt sich

auch nicht, wie das Versicherungsamt in Ber¬

lin in seiner Entscheidung vom 10. März 1025

(Arbeiterversorgung 1925, S. 168) angenommen

hut, aus § 517 der Reichsversicherungs-
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Ordnung; denn § 517 regelt den Befreiungs¬
anspruch der versicherungspflichtigen Ersatz¬

kassenmitglieder, während § 519 der Reichs¬

versieherungsordnung unabhängig davon die

Meldepflicht des Arbeitgebers regelt. Hätte

der Gesetzgeber die Verpflichtung der Arbeit¬

geber zur Nicht meidung der Arbeitnehmer auf

die Fälle beschränken wollen, in denen der

Arbeitnehmer schon bei Beginn der ver¬

sicherungspflichtigen Tätigkeit Mitglied einer

Frsatzkasse war, so hätte er im § 519 der

Reichsversieherungsordnung nicht schlechtweg

von „Beschäftigten" sprechen dürfen, sondern

die Vorschrift etwa dahin fassen müssen, dab

der Arbeitgeber die „Beschäftigten", die ihm

die Bescheinigung über die seit Beginn der

Beschäftigung bestehende Mitgliedschaft bei

der Ersatzkasse innerhalb der Meldefrist vor¬

legen, nicht zu melden habe. Gerade der

Unterschied der Ausdrucksweise im § 517 der

Reichsversieherungsordnung („versicherungs¬
pflichtige Mitglieder einer Ersatzkasse") und

im § 519 der Reichsversieherungsordnung („Be¬

schäftigte") deutet darauf hin, daß der Ar¬

beitgeber in je?dem Falle, in dem der Arbeit¬

nehmer innerhalb der Meldefrist vorliegt,
die Meldung zu unterlassen hat. Daß weitere

Voraussetzungen vom Gesetzgeber nicht auf¬

gestellt worden sind, eiürfte darin seinen

Grund haben, daß dem Arbeitgeber, der im

allgemeinen aus der ihm vorgelegten Beschei¬

nigung nicht ersehen kann, seit wann der Ar¬

beitnehmer Mitglie?d der Ersatzkasse ist, eine

Prüfungspflicht hinsichtlich des Beginnes der

Mitglie?dschaft nieht zugemutet werden sollte.

Die allgemeinen Vorschriften der Reichsver¬

sieherungsordnung über die Meldepflicht des

Arbeitgebers ergeben nichts über die Melde¬

pflicht in den genannten Füllen, da § 519 als

Sondervorschrift der in $ 317 der Reichsver¬

sieherungsordnung getroffenen allgemeinen

Regelung vorgeht. Daraus, daß eine Melde¬

pflicht des Arbeitgebers nicht besteht, ist nicht

zu folgern, daß die bei der Pflichtkasse nicht

gerneideten Arbeitnehmer in keinem Fall Mit¬

glied eler Pflichtkasse werelen; denn § 519 der

Reichsversieherungsordnung regelt nur die

Meldepflicht des Arbeitgebers, nicht aber auch

die Frage, mit welchem Zeitpunkt der Arbeit¬

nehmer Mitglied der Ersatzkasse* wird, und ob

er vorher Mitglied der Pflichtkasse ist. Die

Reichsversieherungsordnung enthält keine Vor¬

schriften über den Beginn der Mitgliedschaft
bei Ersatzkassen. Dafür sind vielmehr die

Satzungen der Ersatzkasse maß<gebend. Nach

S 6 Absatz 3 der „Kranken- und Sterbekasse

für das Deutsche Reich" beginnt die Mitglied¬
schaft mit eler Unterzeichnung eles Beitritts¬

scheines. Würde der Arbeitnehmer, den der

Arbeitgeber nach $ 519 der Reichsversiehe¬

rungsordnung nieht melden darf, vor Beginn
der Mitgliedschaft bei der Ersatzkasse nicht

Mitglied der Pflichtkasse werden, so würde* er

für Krankheitsfülle in dr Zeit zwischen dem

Beginn der versicherungspflichtigen Tätigkeit
und dem der Mitgliedschaft bei der Ersatzkasse

den Schutz der Krankenversicherung nicht ge¬

nießen. Dem steht § 306 eler Reichsversiehe¬

rungsordnung entgegen, wonach die Mitglied¬
schaft Versicherungspflichtiger mit dem Tage

des Eintritts in die versicherungspflichtige Be¬

schäftigung beginnt. Danach wird auch der

Arbeitnehmer, der nach § 519 de?r Reichsver¬

sieherungsordnung nieht gemeldet werden daif,
sofern er nicht schon vor Beginn <ler ver¬

sicherungspflichtigen Tätigkeit Ersatzk«assen-

mitglied ist, zunächst Mitglied der Pflichtkasse

und bleibt es, bis durch den Beginn der Mit¬

gliedschaft bei der Ersatzkasse in anderer

Weise für seinen Schutz in Krankheitsfüllen

gesorgt ist. Da sonach die zuständige Pflicht¬

kasse das Wagnis für die Zeit vom Eintritt des

Arbeitnehmers in die versicherungspflichtige
Beschäftigung bis zum Beginn seiner Mitglied¬
schaft bei der Ersatzkasse trägt, ist ihr für

die?se gleiche Zeit auch der Anspruch auf die

fälligen Beiträge zuzuerkennen.

Der Beschwerdegegnerin waren daher die

Beitiäge für die in der Entscheidung des Vor¬

sitzenden des Beschlußausschusses des Ver¬

sicherungsamts des Landkreises Lüneburg vom

14. Juli 1928 bezeichneten Arbeitnehmer für

die Zeit vom Beginn ihrer Beschäftigung bei

dem Beschwerdeführer bis zum Erwerb der

Mitgliedschaft bei der „Kranken- und Sterbo

kasse für das Deutsche Reich" zuzusprechen.

Anmerkung des Einsenders der Entscheidung:
Die „Deutsche Ersatzkasse4', die diese Entschei¬

dung zuerst veröffentlichte, bemerkt hierzu:

„Diesen Ausführungen etwas hinzuzufügen,
erübrigt sich. Die Entscheidung spricht mit

einer solchen Klarheit, daß keine Zweifel mehr

aufkommen können. Sie ist das Ergebnis eine r

außerordentlich gewissenhaften Prüfung, wäh¬

rend der sämtliche an dem Streite Beteilig¬

ten in angemessenem Maße zu Gehör gekom¬
men sind."

Wir können leider in dieses Loblie?d nieht

einstimmen. Die Entscheidung bringt keine

Klarheit, sie macht vielmehr die Rechtslage
noch unklarer als sie vordem erschien. Sie

läßt auch jede eingehende Prüfung der Folgen,
die sich aus der Entscheidung ergeben, ver¬

missen. Nur einige Fragen: Wie erfährt eler

Arbeitgeber seine Beitragspflicht, wenn der

Versicherungspflichtige erst nach dem Be¬

ginne des Beschäftigungsverhältnisses Ersatz-

kassenmitglied wird? Wie erfährt die gesetz¬

liche Krankenkasse von der Z W a n gs mitglied-
schaft eines Beschäftigten, der erst nach Be¬

ginn des Beschäftigungsverhültnisses einer

Ersatzkasse beitritt, wenn der Arbeitgeber nicht

zu melden hat? Wie kann die Zwangskasse

ihre Beitragsforderung für die Dauer der

Zwangsversicherung geltend machen, wenn

ihr die* Zwangsmitglie-dschaft nicht anzu-

m e* 1 d e* n ist? Wie soll sie ihren Mitglie<hr-
Stand und ihre Leistungspflicht ohne Anmel¬

dung der Versicherungspflichtigen feststellen?

Wie denkt sich das RVA. die Durch¬

führung seiner Entscheidung? Unseres Er¬

achtens ist die Entscheidung überhaupt nicht

zu halten, weil sie geigen die zwingenden Vor¬

schriften der 6§ 317, 517, 519 RVO. verstöbt

und sowohl den Arbeitgebern als auch den

gesetzlichen Krankenkassen die Durchführung

eler Zwangsversicherung unmöglich macht

(vgl. Wasewitz in „Dtsch. Krankenkasse' 1029

Sp. 1060). Legt das Gesetz unel das RVA. den

«31



Arbeitgebern unel Zwangskassen Pflichten auf,
tlann muß elie Erfüllung elieser Pflichten auch er¬

möglicht werelen. Das Gesetz hat diese Möglich¬
keiten gegeben, das RVA. hat sie genommen.

Entscheidungen der Schiedsstelle der

Berufsgenossenschaften.

$ 537 RVO. Durch Beschäftigung von zehn

unel mehr Personen wird ein Friseurbetrieb

aidU zu einem eler Versicherung unterliegenden
Pabrikbetriebe im Sinne* eler §§ 537 Nr. 1, 2 unel

538 Nr. 1 RVO.

§ 631 RVO. Dienen die* Arbeiten einer Ar¬

beitsgemeinschaft ausschließlich oeler eloch ganz

überwiegenel elen versicherten Sonderbetrieben
der einzelnen Mitglieeler, so können sie als Hilfs-

bet riebe der einzelnen HauptUnternehmungen
behandelt werelen (EuM. Bd. 25 S. 151).

$ 633 RVO. Die Arbeiten einer Arbeits¬

gemeinschal t sind regelmäßig versicherungs¬
rechtlich für sich unabhängig von eler berufs¬

genossenschaftlichen Zugehörigkeit der Sondei-

betriebe- ehr einzelnen Mitglieeler elieser Arbeits¬

gemeinschaft zu beurteilen (EuM. Bej. 25 S. 151).

§ 633 RVO. Der Abschluß eines förmlichen

Pachtvertrages über die Ausbeutung eines Stein¬

bruchs steht ehr Annahme nicht entgegen, daß

die Pächter nur in einem Arbeitsverhältnis

stehen, daß elagegen in Wahrheit allein eler

Pächter als Unternehmer eles Betriebes zu

gelten hat.

$ 660 RVO. Die Zuständigkeit der Schieels-

stelle ist auch bei eler Anfechtung von Be¬

scheiden gegeben, in elenen elie Aufnahme eines

Unternehmers in das Betriebsverzeichnis ab¬

gelehnt wirel. Schriftsätze, in elenen lediglich
die beabsichtigte Einlegung eines Rechtsmittels

angeküneligt wirel, setzen elie Rechtsmittelfrist

nicht in Lauf.

§ 670 RVO. Die berufsgenossenschaftliche
Schie*elsstelle* ist auch zur Entscheielung über elie*

Löschung von Betrieben zuständig (EuM. Btl. 2b

S 100).

Zusammengestellt von E. Schönhrn, Adlers-
hof.

Entscheidungen aus der Unfallversiche-*'

rung.

$ 129 Abs. 2 RVO. Bureau des Reichstags
als inländische Behörde. Schreiben an den
Herrn Vorsitzenden eles Dentschen Reichstages
(EuM. Bei. 25 S. 133).

§ 544 RVO. Unfall her einer Neckerei mit

einem Mitarbeiter nach Beendigung ehr Arbeit

im Waschraum nicht als Betriebsunfall aner*

(EuM. Bd 25 S. 133).

§ 545a RVO. Zur Frage», inwieweit durdi
einen Umweg tles Versicherten der Zusammen"

hang eie*s Weges mit eler Beschäftigung im Be¬

triebe gelöst wird. Alle* nach tler Verkehrs»

Anschauung e rheblichen Umstände, insbeson¬
dere elas vom Versicherten gewählte Verkehrs¬

mittel, sind hierbei zu berücksichtigen (EuM.
Btl. 25 S. 5).

§ 555 RVO. Soweit eler Verletzte schuldhaft

seine Mitwirkung an der Beseitigung von Unfall¬

folgen versagt, liegen Folgen tles Unfalls nicht

vor (EuM. Bd. 25 S. 138).

§ 555 RVO. Sekundenherztod bei der Be¬

ti iebstätigkeit nach Lage des Falles als Unfall¬

folge anerkannt (EuM. Bei. 25 S. 139).

558d RVO. Von elem Versicherungsträger
gewährter Landaufenthalt unter ständiger ärzt¬

licher Aufsicht als Heilanstaltspflege angesehen
(EuM. Bd. 25 S. 142).

§ 559a RVO. Beeinträchtigung der Erwerbs¬

fähigkeit eines Klempners infolge Verlustes des

Sicherheitsgefühls (Schwinelels) durch Betriebs¬

unfall (EuM. Bd. 25 S. 143).

§ 559b RVO. Der Vater eines unehelichen

Kineles, der elessen Unterhaltsanspruch durch

e*inen Abfindungsvertrag abgegolten iiat, ent¬

zieht sich auch dann nicht elem Unterhalte* eles

Kindes, wenn er zu dessen Unterhalt nicht bei¬

trägt (EuM. Bd. 25 S. 145).

§ 539b RVO. Bei Anwendung des $ 539b

RVO. sind die nach den §8 537 ff. RV<). ver¬

sicherten lätigkeiten den nach diesen Vor¬

schriften versicherten Betrieben nicht gleich¬
zustellen (AN. 1929 IV S. 36ö).

§ 545a RVO. Der Besuch einer Betriebsver¬

sammlung, elie außerhalb des Betriebes nach

Arbeitsbeeneligung stattfindet, löst elen Zu¬

sammenhang mit dem Betriebe, so daß ein

Unfall auf dem späteren Heimwege nicht ent¬

schädigungspflichtig ist 'Entsch. des RVA. vom

23. Juli 1929 Bg. 1929 S. 459).

§ 545a RVO. Wenn ein Arbeiter tut dem

Heimwege von eler Arbeitsstätte auf einem

Bahnhof auf seinen Zug wartet, inzwischen aut

eler anderen Seite eles Bahnsteigs Gleisarbeiten

zusieht unel hierbei von einem auf dieser Seite

einfahrenden Zuge erfaßt wirel, so liegt ein ent¬

schädigungspflichtiger Unfall vor (EuM. Bd 25

S. 2).

§ 545a RVO. Der Unfall eines Arbeiters aut

dem Wege von seiner gewerblichen Arbeits¬

stätte zu einer von ihm gepachteten Obst¬

plantage ist als Unfall auf elem Wege nach tler

landWirtschaft liehen Arbeitsstätte angesehen
unel deshalb als landwirtschaftlicher Betriebs¬

unfall anerkannt worden (EuM. Bd. 25 S. 3).

^ 848a RVO. Wer ein Gerüst lediglich zur

Benutzung in fremelen Betrieben herstellt, haftet

auf Grund eier Unfallverhütungsverschritten
nicht für elie ordnungswidrige Beschaffenheit
dea Gerüstes. Wenn ein Unternehmer das für

seinen Betrieb benötigte* Gerüst nicht durch

seine eigenen Arbeiter, sonelern durch einen

anderen Unternehmer aufstellen läßt oeler elas

von einem aneleren Unternehmer aufgestellte
Gerüst in seinem Betriebe benutzt, so wird da¬

durch, soweit es sich um elie Haftung auf Grund

derIJnfallverhütungsvorschriften handelt, weder
seine Haftung ausgeschlossen noch die Haftung
de*s aneleren Unternehmers begründet (AN. 1929

IV S. 366).

§ 1259 RVO. Der Anspruch auf Waisenrente

für ein uneheliches Kind einer Versicherten er¬

lischt nicht durch die Ehelichkeitserklärung des

Kindes (AN. 1929 IV S. 367).

Zusammengestellt von E. Schönlein, Adlers-

hof.
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Literatur.
Arzttum lo Not. Voo Dr. med. Carl Jacobs. Ver-

ia* von F. C. W. Vogel in Leipzig. Preis 5 RM. —

..Betrachtungen über die Krisis im Aerztestand4', so lautet

der Untertitel. Die Arbeit verdient von Laien und Fach¬

leuten eingehend studiert zu werden.

Dr. J. geht seinen eigenen zielbewußten Weg. Er weiß

nioht nur zu kritisieren, sondern bringt Vorschläge, die

ernste Betrachtung verdienen.

Er stößt nicht mit in das Hörn derer, die billige An¬

griffe gegen die Führer in der Krankenkassenbewegung im

allgemeinen und gegen die Einrichtung der Sozialversiche¬

rung insbesondere hinausposaunen.

Trotz einer straffen, lückenlosen Aerzteorganisation ist

es den Führern der Aerztescha t nicht gelungen, die wirt¬

schaftliche Not des Aerztestandes zu beheben, denn, sagt

Dr. J.: sagen wir es offen heraus, an Ansehen hat

unser Stand trotz der Qewerkschaft seit dem Kriege nicht

gewonnen*'.

Die Vorstandsmitglieder der Krankenkassen verwenden

seit Jahren Mittel für volkahyf.ienische Aufklärung. Kampf

der Tuberkulose, dem Rheuma, den Geschlechtskrankheiten

und andere mehr. Als einen bekannten Hautarzt, der

sich bereitwilligst als erfolgreicher Volksredner in den

Dienst der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten stellte,

die Frage vorgelegt wurde, was mit dem Arztberuf ge¬

schehe, we_nn durch diese Aufklärungsarbeit die Krank¬

heitsherde erlöschen, war die Antwort: „Man kann gegen

die Entwicklung nicht mit verkehrten Maßnahmen an¬

kämpfen.
4t

So wie der Handwerker sich umstellen muß, wenn z. B.

die modernisierten Verkehrsmittel den Sattler oder den

Hufschmied überflüssig machen, so hat auch der Arzt die

Pflicht, de. gesellschaftliche! und wirtschaftlichen Ent¬

wicklung Rechnung zu tragen.

Zu dem Bucne eines Universitätsprofessors, der ge¬

schrieben hatte es wäre ungerecht, wenn man von

den Aerzten einfach die Aufopferung ihrer Existenz im

Interesse der Volksgesundurg verlangen würde", äußert

sich Ür. J in folgender Weite: ,.Wenei man die Sätze

liest, hält es schwer, ruhig zu bleiben. Er glaube zwar,

daß vielleicht die Ausführungen dieses Professors anders

gemeint seien, ais es sich gedruckt lese; aber solche Sätze

sollte man überhaupt nicht niederschreiben, wenn man

die Jugend zu Idealen erziehen soll, und das ist das

ürundubel, was den Arztstand befallt, nämlich die vor¬

wiegend materielle Einstellung** . . .

Im Anfang der Sozialversicherung betrachteten die

Aerzte die Kassenpraxis als Gelegenheitsdienst. Hatte

man genügend Privatpraxis, ließ man die Kassenpraxis

fallen. Heute trachtet namentlich die junge Aerztegene-

ration danach, so schnell wie möglich an die Kassenpraxis

heranzukommen, ohne Rücksicht darauf, was mit den

alten, erfahrenen Kassenpraktikern werden soll. . .
.*' Das

von den Aerzten geprägte Schlagwort ..Einführung der

freien Arztwahl" hat sich eben nur als Schlagwort er¬

wiesen und den Glauben an <len allein teilt machenden

Leipziger Aerzteverband OfachSttert.

Bitter« Wahrheit enthält das Kapitel: ..Die freie Arzt¬

wahl**. Dr. J. halt es nich: für richtig, wenn das große

Wort von dt? freien Arztwahl hemmungslos unter die

Massen geworfen wi»d. „f ne freie Arztwahl hat es nie

gegeben wwi wird es nie geben, selbst, wenn der Beruf

völlig sozialisiert würde. A ier auch dann wäre da* Wort

von der fre.cn Arztwahl eine Utopie.**

. . .
Die Propagandierunji solcher Worte bilden eine

grolie Gefahr für den Aerztestand. Der dauernde Ruf

nach unbeschränkter freier IfStWSÜ wird für die Aerzte¬

organisation verhängnisvoll. . . .

. . .
Die Ueberfüllung <es Standes muß in erster Linie

entgegengewirkt werden. Jas ist eine Erkenntnis, der

sich die Fuhrung der Aerzteschaft nicht verschließen

sollte. Eine absolute Freifeit des Berufes gibt es nir¬

gends, auuh bei den Aerzten nicht. . . .

Es muß in das Programm die Forderung hinein: ..Schutz

der lebenden Aerzteorganisation vor den Auswirkungen

ungebundenen Zustromes."

. . .
Jetzt ist der kranke Mensch das beliebte Objekt,

urn da-_ der Kassenarzt rin^t. .
. .

Gerade das. was Professor Horneffer in seiner Schrift

..Frevel am Volk4' In völliger Verkennung der tatsäch¬

lichen Verhältnisse za geißeln versucht, nämlich ,,die

Verweichlichung der Menschen sei durch die Sozialver¬

sicherung hervorgerufen", wird von der gegenwärtigen

Aerzteschaft mit ihrem Schlagwort ,.freie Aztwahl** ge¬

fördert.

Es ist ein Genuß, in diesen Kapiteln alle Einwendungen

des Für und Wider zu verfolgen. Dem Kritiker ist in

seiner Schlußfolgerung beizustimmen: das Problem., das

es für uns gibt, heißt nicht mehr freie Arztwahl oder

Notverordnung oder Facharztfrage oder sonst etwas, es

heißt ,,Planwirtschaff, das ist das Problem!

Im Kapitel ,,Die Facharztfrage4* kennzeichnet Dr. J. die

ungesunde Ueberwucherung des Facharzttums. Er will,

daß der Allgemeinpraktiker seinen Facharztkollegen ohne

Hemmungen zu Beratungen hinzuziehen kann.*' . . . ,,Der

Facharzt soll in seinem Ansehe« gehoben werden. Es

darf keine Facharztfrage im eigentlichen Sinne des Wortes

geben, es darf nur eine allgemeine Arztfrage geben.1*

Man muß ihm beistimmen, daß dies das Kernstück ist

von dem aus versucht werden muß, die heikle Frage zu

lösen.

Im Kapitel ..Vertrauensarztsystem4' setzt sich der Autoi

mit seinen Kollegen auseinander. Er ist letzt selbst an

einer großen Ortskrankenkasse Vertrauensarzt, deshalb

weiß er auch die Wirkung des aufreibenden ..Zweifronten¬

krieges'4 zwischen Patienten und Kassenarzt am allerbesten

zu beurteilen. Der Vertrauensarzt ist eine unentbehrliche

Einrichtung der Krankenkassen geworden. Solange der

(iedanke des solidarischen Zusammenhaltes die. Kassen-

imtglieder nicht restlos erfaßt hat. muß diese Einrichtung

l estehen bleiben. Andererseits trägt die wirtschaftliche

Abhängigkeit der Aerzteschaft, hervorgerufen durch das

falsche Arztsystem, mit zum Ausbau dieser Einrichtung

bei. Wenn z. B. die Prüfungsstellen für ärztliche Hono¬

rare eines Verbandskassenbezirks Abstriche im Jahre 1921

in Hohe von 240 828 RM., im Jahre 1928 sogar in Höhe

von 3vS9 000 RM. machen und die Prüfungsstellen für Arz¬

neiverordnungen pp. in einem Jahre Taxabstriche von mehr

als 21000 RM. vornehmen mußten, so beweist diese Tat¬

sache zur Genüge, daß die Krankenkassen sich gegen über¬

triebene Forderungen zur Wehr setzen müssen. Dazu

dienen die Prüfungsstellen iwxl auch das Vertrauensarzt¬

system. Der Kassenarzt hat trotzdem in diesem Bezirk

immerhin noch ein Durchschnittseinkommen von jährlich

über 12000 RM.. das sich durch Einkünfte aus der Privat¬

praxis bis auf 30 000 bis 50 0QO RM. erhöht.

Der Vertrauensarzt ist nur ein winziges Glied in der

Kctti der Schutzmaßnahmen, die ergriffen werden müssen,

um die gesetzlichen Krankenkassen überhaupt noch

leistungsfähig zu erhalten.

Sehr eingehend behandelt Dr. J. ,J3ie Politik ia. der

Medizin*4. Bei der Lektüre wird mancher seiner Kollegen

seine schiefe Einstellung zu Volk und Vaterland reviJieren

müsson.

Im Schlußwort des Buches spricht neben dem Arzt der

Philosoph: ,.Jeder einzelne soll aus dern Gefühl der

höheren Einstellung gegenüber für sein Handeln sich das

Motto n eigen machen: ..Ich dien444.

Das Buch ist recht flüssig geschrieben. Es enthält prak¬

tische Vorschläge, die zum Teil von Kassenpraktikern,

wenn auch in veränderter Form, schon früher zum OOfO*-

vtand der Verhandlung mit den Vertretern der Aerzte

Organisation gemacht wurden. Daß es noch nieht zu

einem greiibaren Resultat in bezug auf die Reform des

Arztsystems gekommen ist, liegt zum Teil an der Aerzte¬

schaft selbst.

Nun entstehen den Reformisten Helfer. Das Buch ..Ar/*

tum in Not'4 wird ein sehr wirksamer V. cj creiter (fit

die Männer sein, die che Wege iür ein besseres Vcfhllt-

nis zwischo'! Aerzten und Krankenkasse iwiscbc

SpitzenverbänJe rnd Qttotstebef zu schaffen verpflichtet

sind. d Peickert. Breslai

KnmerkungJ Aus technischen Gründen

müssen die „Aufgaben und Lösungen" in dieser

und in der nächsten Nummer unserer Zeitschrift

leider ausfallen. Die Schriftleitung.
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33tanni)elra. Peel» 0,70 9\33t-, ffic 3ttrf>traitgaebet 1,40 3t33t.
SMe l2_3orf,enhUfe unb -5atniaen-<XöocJ>enf>Ufe in bec _&tanfenoecftd)erung.
*33on 3uÜn» <Sot)n, <33eru>aanng»blrec'toc bec Ä©ÄÄ. bec &tabt öecUn.

Peel» 0,50 3133t., ffic 3ttd_>.mttgaebee 1 3133t.
_öle Q?ecfid)crunaftbetcri)tigung. 'Bon 5X. ©ruber, r__3crn>attungeMreftor
bec Ä©5i^. fuc ben '_Dern.aauug»6e3lcf XI bet Stobt ^eclin, Q3eclin-

Sdjonebecg. Peel» 0,50 31331., fuc 3tltt>tmltgaebec 1 3133t.
die 33t e(beoorfd)riV ten be« 3tx>ritcn'J3ud>cs ber5Xeld)»oerftd_>erung»orbnung.
'Bon ©. TDafea.i$, SÖureaublreftoc bet Ä0ÄÄ. bet Gtabt 35ec(in.

Prcio 0,60 9Unt, füc 3ti<*>.mttgaeber 1,20 3133t.

'.VUhrlcifrungcn In bec -Äranfenoerflcf)crung, fonjtige 4Beftimmungen, ge¬

meinsame f33orfd)ciften, befonbece Ö3ecuf»3n>elge. 'Bon Ouliu» Col)n,
<Becu>aitung»blccftoc bec Ä©_&.&. bet Stabt ^etlln. Ptei» 0,50 3fc33t.,
ffic 3ttd>tn.itgaebet I 3133t.

ArbcitölofcnDcrftd)crung nnb _&ranfenfäffen. 03on ©u/lao QSafecDit},
'Bürobireft©t bec Ä©Ä_Ä. bet Stabt ^öetUn. Ptei» 0,70 Ofc33L,
ffit 3ttd)ttnltgaebet .,40 3133t.
£>ie 5>ucaSfül)rung bec HnfaUecrfirf)erung mit Xtnterftfi&nng bec -Äcanfen-

foffen nnb bie 5Xcgc(ung bec (_£rfat)anfpcäd3e. Q3on $ermann i5öf)u,
'_öeca>a(tnng»blceftoc bec _X©5l.Ä. 3teuf©au. Peel» 0,80 01-031., ffic
OXlthtmltgÜebec 1,60 5X33L
'5>\e _Xeid>»fnappfd)aft, U)c QBeeben nnb Qöefcn. Q3on ©eocg Qöißmonn,
3>iceftoc bec 5Xe_d>efuappfaSaft 3a ^SetÜn. Ptei» 0,50 __X03t., ffit Otl&t-
n.l.gdebee I 0*331.
5)ae 'Bcrf_<_bcrung<MDcfcn tn feiner (Sntioicflnng mit befonberet ^9crü_ffld>-
tlgnng bec So3tal©erfl_f)erung. *Bon $ara(b ©on '-Ü?__lM)cira, _£)lpl.-<33ee-
fld>ccung»oecfiänblgec. Peel» 0,60 3t33t., ffic 3tla3traltgaebet 1,20 5X231.
begriffe bet _&tanfenc>erftct)rrung. *33on 3cl|j ©feaft, ^Öetiln. Peel»
0,70 5X331., ffic _Xlrf>traltgacbec 1,40 3133L
So» '33ecf«ihren tn bec So3taloerfic_)ecnng.<33on 33tlnljtecia_cat oon ©elbecn,
^criin^Peel» 0,70 5X33L, füc _Xtc_)tmlt_jaebee 1,40 5X33L
_S)a» Ovucfgctff»ced)t bec 6o3taioecflt^ecung»tcägec Im Stammen be» ^_>aft-
pfltd)tce4)te». Q3on 5Xecf)t»ann)__a 5)r. fur. Ctcnfl Ceffmann, Q3ecltn. Peel»
0,60 _X_03t., ffic DllöStmltgaebec 1,20 ZH£Ol.
5>a» '-Dcrbältni» bec _55ranfenfäffen 3U 2^.ec3ten, 3al)n*'J3ien» 3ai>n*e?*>~
nlfern nfn> Q3on CKealerunaebiceftoc _£>r. .^)affen|teln, Stettin. Peel»
0,60 _iX_03l., für Dtld>tmltgacbec 1^20 5X.03L
3)a» ^etteagexoefen bec -Äraufcnfäffen. Bon ©nflao '^Bafeioltj, "^Öüto-
bireftor bec Ä©_5*_&. bec Stobt ^_5eciiu. Peel» 0,80 !_X_03t., ffit _Xi^t-
mltgtlebec 1,60 5X331.

5>lc 6d)riftcnrel()« roitb fortgefegt.
33el ürinseibefieKnugen Ifl _>ec Q5etcog 30389(lci> 20 Pf. ffic
Pocto nnb Berparfung iu ^rtefmaefen obec onf Poilfcr.ctf-
fonto (<b_.can 11931 ((Smil <3_Dn^ec) t>oc|>ec ein^ufenben.

Verlag bee 3cntra(oetbanbeö bec Ängejlel{teu
«Btcfta ö©3Ö, ©ranienftrafee 40-41.
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